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Der Landtag des Freistaates Bayern hat mit Be-
schluss vom 12. Februar 2004 dem am 23., 25. und 26
September 2003 unterzeichneten Siebten Staatsver-
trag zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge
(Siebter Rundfunkänderungsstaatsvertrag) zugestimmt.
Der Staatsvertrag wird nachstehend bekannt ge-
macht.

München, den 23. Februar 2004

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Edmund  S t o i b e r

Bekanntmachung 
des Siebten Staatsvertrags

zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge
(Siebter Rundfunkänderungsstaatsvertrag)

Vom 23. Februar 2004



Das Land Baden-Württemberg,

der Freistaat Bayern,

das Land Berlin,

das Land Brandenburg,

die Freie Hansestadt Bremen,

die Freie und Hansestadt Hamburg,

das Land Hessen,

das Land Mecklenburg-Vorpommern,

das Land Niedersachsen,

das Land Nordrhein-Westfalen,

das Land Rheinland-Pfalz,

das Saarland,

der Freistaat Sachsen,

das Land Sachsen-Anhalt,

das Land Schleswig-Holstein und

der Freistaat Thüringen

schließen, zugleich zur Umsetzung der Richtlinie
2002/22/EG des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 7. März 2002 über den Universaldienst und
Nutzerrechte bei elektronischen Kommunikationsnet-
zen und -diensten (Universaldienstrichtlinie), nach-
stehenden Staatsvertrag:

Artikel 1

Änderung des Rundfunkstaatsvertrages

Der Rundfunkstaatsvertrag vom 31. August 1991,
zuletzt geändert durch den Jugendmedienschutz-
Staatsvertrag vom 10. bis 27. September 2002, wird wie
folgt geändert:

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert:

a) Der II. Abschnitt wird wie folgt gefasst:

„II. Abschnitt Vorschriften über den öffentlich-
rechtlichen Rundfunk

§ 11 Auftrag

§ 12 Funktionsgerechte Finanzausstat-
tung,  Grundsatz des Finanzausgleichs

§ 13 Finanzierung

§ 14 Finanzierungsbedarf des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks

§ 15 Einfügung der Werbung

§ 16 Dauer der Werbung

§ 16a Richtlinien

§ 17 Änderung der Werbung

§ 18 Ausschluss von Teleshopping

§ 19 Satellitenfernsehprogramme, 
digitale Angebote für ARD und ZDF”

b) Nach § 39 wird folgender § 39a eingefügt:

„§ 39a Zusammenarbeit”

c) Der IV. Abschnitt wird wie folgt gefasst:

„IV.Abschnitt Übertragungskapazitäten

§ 50 Grundsatz

§ 51 Zuordnung von Satellitenkanälen

§ 52 Weiterverbreitung

§ 52a Digitalisierung des Rundfunks

§ 53 Zugangsfreiheit

§ 53a Überprüfungsklausel”

2. § 6 wird wie folgt geändert:

a) Folgender neuer Absatz 1 wird eingefügt:

„(1) Die Fernsehveranstalter tragen zur Siche-
rung von deutschen und europäischen Film-
und Fernsehproduktionen als Kulturgut sowie
als Teil des audiovisuellen Erbes bei.”

b) Die bisherigen Absätze 1 und 2 werden Absätze 2
und 3.

c) Es wird folgender Absatz 4 angefügt:

„(4) Im Rahmen seines Programmauftrages und
unter Berücksichtigung der Grundsätze von
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit ist der öf-
fentlich-rechtliche Rundfunk zur qualitativen
und quantitativen Sicherung seiner Programm-
beschaffung berechtigt, sich an Filmförderun-
gen zu beteiligen.  Weitere landesrechtliche Re-
gelungen bleiben unberührt.”

3. § 7 Abs. 4 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 2 wird die Verweisung auf „§§ 15 und 45”
durch die Verweisung auf „§§ 16 und 45” ersetzt.

b) In Satz 3 wird die Verweisung auf „§ 14 Abs. 1”
durch die Verweisung auf „§ 15 Abs. 1” ersetzt.
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4. Im II. Abschnitt wird folgender neuer § 11 einge-
fügt:

„§ 11

Auftrag

(1) Der öffentlich-rechtliche Rundfunk hat
durch die Herstellung und Verbreitung von Hör-
funk- und Fernsehprogrammen als Medium und
Faktor des Prozesses freier individueller und öf-
fentlicher Meinungsbildung zu wirken. Er kann
programmbegleitend Druckwerke und Medien-
dienste mit programmbezogenem Inhalt anbieten.

(2) Der öffentlich-rechtliche Rundfunk hat in
seinen Angeboten und Programmen einen umfas-
senden Überblick über das internationale, euro-
päische, nationale und regionale Geschehen in allen
wesentlichen Lebensbereichen zu geben. Er soll
hierdurch die internationale Verständigung, die
europäische Integration und den gesellschaftli-
chen Zusammenhalt in Bund und Ländern för-
dern. Sein Programm hat der Information, Bil-
dung,  Beratung und Unterhaltung zu dienen. Er
hat Beiträge insbesondere zur Kultur anzubieten.

(3) Der öffentlich-rechtliche Rundfunk hat bei
Erfüllung seines Auftrags die Grundsätze der Ob-
jektivität und Unparteilichkeit der Berichterstat-
tung, die Meinungsvielfalt sowie die Ausgewogen-
heit der Angebote und Programme zu berücksich-
tigen.

(4) Die in der ARD zusammengeschlossenen Lan-
desrundfunkanstalten, das ZDF und das Deutsch-
landradio erlassen jeweils Satzungen oder Richtli-
nien zur näheren Ausgestaltung ihres jeweiligen
Auftrags. Die Satzungen und Richtlinien nach
Satz 1 sind in den amtlichen Verkündungsblättern
der Länder zu veröffentlichen. Die in der ARD zu-
sammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten,
das ZDF und das Deutschlandradio veröffentli-
chen alle zwei Jahre, erstmals zum 1. Oktober
2004, einen Bericht über die Erfüllung ihres jewei-
ligen Auftrags, über die Qualität und Quantität der
Angebote und Programme sowie die geplanten
Schwerpunkte der jeweils anstehenden pro-
grammlichen Leistungen.

(5) Die Länder überprüfen drei Jahre nach In-
Kraft-Treten des Siebten Rundfunkänderungs-
staatsvertrages die Anwendung der Bestimmun-
gen des Absatzes 4.”

5. Der bisherige § 11 wird § 12.

6. Der bisherige § 12 wird § 13, in dessen Absatz 1 fol-
gender Satz 2 angefügt wird:

„Programme und Angebote im Rahmen seines Auf-
trags gegen besonderes Entgelt sind unzulässig;
ausgenommen hiervon sind Begleitmaterialien.”

7. Die bisherigen §§ 13 und 14 werden §§ 14 und 15.

8. Der bisherige § 15 wird § 16, in dessen Absatz 4 das
Wort „sowie” gestrichen wird und nach dem Wort
„Wohlfahrtszwecken” die Wörter „sowie Pflicht-
hinweise im Sinne des Heilmittelwerbegesetzes”
eingefügt werden.

9. Der bisherige § 16 wird § 16a, in dem die Verwei-
sung auf „§§ 7, 8, 14 und 15” durch die Verweisung
auf „§§ 7, 8, 15 und 16” ersetzt wird.

10. § 25 Abs. 4 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„In den beiden bundesweit verbreiteten reichwei-
tenstärksten Fernsehvollprogrammen sind mindes-
tens im zeitlichen und regional differenzierten
Umfang der Programmaktivitäten zum 1. Juli 2002
nach Maßgabe des jeweiligen Landesrechts Fens-
terprogramme aufzunehmen.”

11. In § 26 Abs. 2 Satz 3 werden die Wörter “in ange-
messenem, mindestens im bisherigen Umfang” ge-
strichen.

12. In § 31 Abs. 2 wird nach Satz 3 folgender Satz 4 an-
gefügt: 

„Eine Unterschreitung dieser Reichweite ist im
Zuge der Digitalisierung der Übertragungswege
unter den Voraussetzungen des § 36 Abs. 2 zuläs-
sig.”

13. § 36 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) Es wird folgender Satz 2 eingefügt: 

„Die Feststellung des Vorliegens der Vorausset-
zungen des § 25 Abs. 4 Satz 1 treffen die Lan-
desmedienanstalten mit einer Mehrheit von drei
Vierteln.” 

b) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3.

14. Nach § 39 wird folgender § 39a eingefügt:

„§ 39a

Zusammenarbeit

(1) Die Landesmedienanstalten arbeiten im Rah-
men der Erfüllung ihrer Aufgaben mit der Regulie-
rungsbehörde für Telekommunikation und Post
(RegTP) und mit dem Bundeskartellamt (BKartA)
zusammen. Die Landesmedienanstalten haben auf
Anfrage von RegTP oder BKartA Erkenntnisse zu
übermitteln, die für die Erfüllung von deren Auf-
gaben erforderlich sind. 

(2) Absatz 1 gilt für Landeskartellbehörden ent-
sprechend.”

15. § 40 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Es wird folgender Satz 3 eingefügt: 

„Die Förderung von Projekten für neuartige
Rundfunkübertragungstechniken soll zeitlich
befristet werden.”

b) Der bisherige Satz 3 wird Satz 4.

16. In § 45 Abs. 3 wird das Wort „sowie” gestrichen und
werden nach dem Wort „Wohlfahrtszwecken” die
Wörter „sowie Pflichthinweise im Sinne des Heil-
mittelwerbegesetzes” eingefügt.
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17. Nach § 53 wird im IV. Abschnitt folgender § 53a an-
gefügt:

„§ 53a

Überprüfungsklausel

Die §§ 52 und 53 werden regelmäßig alle drei
Jahre, erstmals zum 31. März 2007 entsprechend
Artikel 31 Abs. 1 der Richtlinie 2002/22/EG des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 
7. März 2002 über den Universaldienst und Nut-
zerrechte bei elektronischen Kommunikations-
netzen und -diensten (Universaldienstrichtlinie)
überprüft.”

18. § 54 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 4 Sätze 1 und 3 wird jeweils die Ver-
weisung auf „§ 11 Abs. 2” durch die Verweisung
auf „§ 12 Abs. 2” ersetzt.

b) Absatz 5 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Verweisung auf „§ 15 
Abs. 1, 2 und 5” durch die Verweisung auf 
„§ 16 Abs. 1, 2 und 5” und jeweils die Ver-
weisung auf „§ 13” durch die Verweisung
auf „§ 14” ersetzt.

bb) In Satz 3 wird die Verweisung auf „§ 15 
Abs. 1, 2 und 5” durch die Verweisung auf 
„§ 16 Abs. 1, 2 und 5” ersetzt.

cc) In Satz 6 wird die Verweisung auf „§ 12 
Abs. 2 sowie §§ 13 und 17” durch die Ver-
weisung auf „§ 13 Abs. 2 und §§ 14 und 17”
ersetzt.

Artikel 2

Änderung des ARD-Staatsvertrages

§ 4 des ARD-Staatsvertrages vom 31. August 1991,
zuletzt geändert durch den Jugendmedienschutz-
Staatsvertrag vom 10. bis 27. September 2002, wird wie
folgt geändert:

1. Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Die in der ARD zusammengeschlossenen Lan-
desrundfunkanstalten können gemeinsam pro-
grammbegleitend Druckwerke mit programmbezo-
genem Inhalt anbieten.”

2. Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Die in der ARD zusammengeschlossenen Lan-
desrundfunkanstalten können gemeinsam pro-
grammbegleitend Mediendienste im Sinne von § 2
Abs. 2 Nr. 4 des Mediendienste-Staatsvertrages mit
programmbezogenem Inhalt anbieten. Werbung
und Sponsoring finden in diesen Mediendiensten
nicht statt.”

Artikel 3

Änderung des ZDF-Staatsvertrages

Der ZDF-Staatsvertrag vom 31. August 1991, zu-

letzt geändert durch den Jugendmedienschutz-Staats-
vertrag vom 10. bis 27. September 2002, wird wie folgt
geändert:

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert:

Nach § 30 wird folgender § 30a eingefügt:

„§ 30a Jahresabschluss und Lagebericht”

2. § 4 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Das ZDF kann programmbegleitend Druck-
werke mit programmbezogenem Inhalt anbie-
ten.”

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Das ZDF kann programmbegleitend Me-
diendienste im Sinne von § 2 Abs. 2 Nr. 4 des Me-
diendienste-Staatsvertrages mit programmbe-
zogenem Inhalt anbieten. Werbung und Sponso-
ring finden in diesen Mediendiensten nicht
statt.”

3. § 30 Abs. 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Die Haushalts- und Wirtschaftsführung unter-
liegt der Prüfung durch den Rechnungshof des Sitz-
landes. Er prüft die Wirtschaftsführung bei solchen
Unternehmen des privaten Rechts, an denen das
ZDF unmittelbar, mittelbar oder zusammen mit an-
deren Rundfunkanstalten oder -körperschaften des
öffentlichen Rechts mit Mehrheit beteiligt ist und
deren Gesellschaftsvertrag oder Satzung diese Prü-
fungen durch den Rechnungshof des Sitzlandes vor-
sieht. Das ZDF ist verpflichtet, für die Aufnahme
der erforderlichen Regelungen in den Gesellschafts-
vertrag oder die Satzung der Unternehmen zu sor-
gen. Die Prüfungsberichte sind dem Intendanten,
dem Vorsitzenden des Verwaltungsrates, dem Vor-
sitzenden des Fernsehrates und den Landesregie-
rungen zuzuleiten. Bei der Unterrichtung über die
Ergebnisse von Prüfungen nach Satz 2 achtet der
Rechnungshof darauf, dass die Wettbewerbsfähig-
keit der geprüften Unternehmen nicht beeinträch-
tigt wird und insbesondere Betriebs- oder Ge-
schäftsgeheimnisse gewahrt werden.”

4. Nach § 30 wird folgender § 30a eingefügt:

„§ 30a

Jahresabschluss und Lagebericht

(1) Der Intendant hat nach Abschluss des Ge-
schäftsjahres den Jahresabschluss, den Lagebe-
richt, den Konzernabschluss und den Konzernlage-
bericht zu erstellen. Der Konzernlagebericht hat ei-
nen umfassenden Einblick in die Vermögens- und
Ertragsverhältnisse des ZDF einschließlich seiner
Beziehungen zu Unternehmen, an denen es unmit-
telbar oder mittelbar beteiligt ist, zu vermitteln.

(2) Der Jahresabschluss und der Konzernab-
schluss sind nach den Vorschriften des Handelsge-
setzbuches für große Kapitalgesellschaften aufzu-
stellen und vor der Feststellung zu prüfen. Der Ab-
schlussprüfer ist auch mit den Feststellungen und
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Berichten nach § 53 des Haushaltsgrundsätzegeset-
zes zu beauftragen.

(3) Jahresabschluss, Lagebericht, Konzernab-
schluss, Konzernlagebericht und Prüfungsbericht
werden vom Intendanten den Regierungen und dem
Rechnungshof des Sitzlandes des ZDF übermittelt.

(4) Nach Genehmigung des Jahresabschlusses
veröffentlicht der Intendant eine Gesamtübersicht
über den Jahresabschluss und eine Zusammenfas-
sung der wesentlichen Teile des Konzernlagebe-
richts.”

Artikel 4

Änderung des Rundfunkgebührenstaatsvertrages

§ 5a des Rundfunkgebührenstaatsvertrags vom 31. Au-
gust 1991, zuletzt geändert durch den Fünften Rund-
funkänderungsstaatsvertrag vom 6. Juli bis 7. August
2000, wird wie folgt geändert:

Das Datum „31. Dezember 2004” wird durch das
Datum „31. Dezember 2006” ersetzt.

Artikel 5

Änderung des Deutschlandradio-Staatsvertrages

Der Deutschlandradio-Staatsvertrag vom 17. Juni
1993, zuletzt geändert durch den Jugendmedien-
schutz-Staatsvertrag vom 10. bis 27. September 2002,
wird wie folgt geändert:

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert:

Nach § 30 wird folgender § 30 a eingefügt:

„§ 30a Jahresabschluss und Lagebericht”

2. § 4 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Die Körperschaft kann programmbegleitend
Druckwerke mit programmbezogenem Inhalt
anbieten.”

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Die Körperschaft kann programmbegleitend
Mediendienste im Sinne von § 2 Abs. 2 Nr. 4 des
Mediendienste-Staatsvertrages mit programm-
bezogenem Inhalt anbieten. Werbung und Spon-
soring finden in diesen Mediendiensten nicht
statt.”

3. § 30 Abs. 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Die Haushalts- und Wirtschaftsführung unter-
liegt der gemeinsamen Prüfung durch die Rech-
nungshöfe der Länder Berlin und Nordrhein-West-
falen. Sie prüfen die Wirtschaftsführung bei solchen
Unternehmen des privaten Rechts, an denen die
Körperschaft unmittelbar, mittelbar oder zusam-
men mit anderen Rundfunkanstalten oder -körper-
schaften des öffentlichen Rechts mit Mehrheit betei-
ligt ist und deren Gesellschaftsvertrag oder Satzung

diese Prüfungen durch den Rechnungshof des Sitz-
landes vorsieht. Die Körperschaft ist verpflichtet,
für die Aufnahme der erforderlichen Regelungen in
den Gesellschaftsvertrag oder die Satzung der Un-
ternehmen zu sorgen. Der Prüfungsbericht ist dem
Intendanten, dem Vorsitzenden des Verwaltungsra-
tes, dem Vorsitzenden des Hörfunkrates und allen
Landesregierungen zuzuleiten. Bei der Unterrich-
tung über die Ergebnisse von Prüfungen nach Satz 2
achtet der Rechnungshof darauf, dass die Wettbe-
werbsfähigkeit der geprüften Unternehmen nicht
beeinträchtigt wird und insbesondere Betriebs- und
Geschäftsgeheimnisse gewahrt werden.”

4. Nach § 30 wird folgender § 30a eingefügt:

„§ 30a

Jahresabschluss und Lagebericht

(1) Der Intendant hat nach Abschluss des Ge-
schäftsjahres den Jahresabschluss, den Lagebe-
richt, den Konzernabschluss und den Konzernlage-
bericht zu erstellen. Der Konzernlagebericht hat ei-
nen umfassenden Einblick in die Vermögens- und
Ertragsverhältnisse der Körperschaft einschließ-
lich ihrer Beziehungen zu Unternehmen, an denen
sie unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist, zu ver-
mitteln. 

(2) Der Jahresabschluss und der Konzernab-
schluss sind nach den Vorschriften des Handelsge-
setzbuches für große Kapitalgesellschaften aufzu-
stellen und vor der Feststellung zu prüfen. Der Ab-
schlussprüfer ist auch mit den Feststellungen und
Berichten nach § 53 des Haushaltsgrundsätzegeset-
zes zu beauftragen.

(3) Jahresabschluss, Lagebericht, Konzernab-
schluss, Konzernlagebericht und Prüfungsbericht
werden vom Intendanten den Regierungen und den
Rechnungshöfen der Sitzländer übermittelt. 

(4) Nach Genehmigung des Jahresabschlusses
veröffentlicht der Intendant eine Gesamtübersicht
über den Jahresabschluss und eine Zusammenfas-
sung der wesentlichen Teile des Konzernlagebe-
richts.”

Artikel 6

Kündigung, In-Kraft-Treten, Neubekanntmachung

(1) Für die Kündigung der in Artikel 1 bis 5 geän-
derten Staatsverträge sind die dort vorgesehenen Kün-
digungsvorschriften maßgebend.

(2) Dieser Staatsvertrag tritt am 1. April 2004 in
Kraft. Sind bis zum 31. März 2004 nicht alle Ratifika-
tionsurkunden bei der Staatskanzlei des Vorsitzenden
der Ministerpräsidentenkonferenz hinterlegt, wird der
Staatsvertrag gegenstandslos.

(3) Abweichend von Absatz 2 treten Artikel 3 Nr. 1
und 4 und Artikel 5 Nr. 1 und 4 am 1. Januar 2006 in
Kraft.

(4) Die Staatskanzlei des Vorsitzenden der Minister-
präsidentenkonferenz teilt den Ländern die Hinterle-
gung der Ratifikationsurkunden mit.
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(5) Die Länder werden ermächtigt, den Wortlaut des
Rundfunkstaatsvertrages, des ARD-Staatsvertrages,
des ZDF-Staatsvertrages, des Rundfunkgebühren-
staatsvertrages und des Deutschlandradio-Staatsver-
trages in der Fassung, die sich aus den Artikeln 1 bis 5
ergibt, mit neuem Datum bekannt zu machen. 

Für das Land Baden-Württemberg:

Berlin, den 25. September 2003 
Erwin  T e u f e l

Für den Freistaat Bayern:

Berlin, den 25. September 2003
Dr. Edmund  S t o i b e r

Für das Land Berlin:

Berlin, den 26. September 2003
Klaus  W o w e r e i t

Für das Land Brandenburg:

Berlin, den 26. September 2003
Matthias  P l a t z e c k

Für die Freie Hansestadt Bremen:

Berlin, den 26. September 2003
Dr. Henning  S c h e r f

Für die Freie und Hansestadt Hamburg:

Berlin, den 26. September 2003
Ole von  B e u s t

Für das Land Hessen:

Berlin, den 25. September 2003           
Roland  K o c h

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern:

Berlin, den 26. September 2003
Dr. Harald  R i n g s t o r f f

Für das Land Niedersachsen:

Berlin, den 25. September 2003
Christian  W u l f f

Für das Land Nordrhein-Westfalen:

Düsseldorf, den 23. September 2003 
Peer  S t e i n b r ü c k

Für das Land Rheinland-Pfalz:

Berlin, den 26. September 2003
Kurt  B e c k

Für das Saarland:

Berlin, den 25. September 2003            
Peter  M ü l l e r

Für den Freistaat Sachsen:

Berlin, den 25. September 2003
Prof. Dr. Georg  M i l b r a d t

Für das Land Sachsen-Anhalt:

Berlin, den 25. September 2003 
Prof. Dr. Wolfgang  B ö h m e r

Für das Land Schleswig-Holstein:

Berlin, den 25. September 2003         
Heide  S i m o n i s

Für den Freistaat Thüringen:

Berlin, den 25. September 2003          
Dieter  A l t h a u s
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Protokollerklärung aller Länder zu § 11 Rundfunk-
staatsvertrag

1. Die Länder begrüßen die Bereitschaft von ARD,
ZDF und DeutschlandRadio, sich durch Selbstver-
pflichtungen gegenüber der Öffentlichkeit zu bin-
den. Sie gehen mit ARD, ZDF und DeutschlandRa-
dio davon aus, dass die Inhalte der Selbstverpflich-
tungen auch in Hinblick auf Qualität und quantita-
tive Begrenzung noch weiterer Präzisierung und
Konkretisierung bedürfen.

2. Sie behalten sich vor zu prüfen, ob die Praxis der
Selbstverpflichtungserklärungen den Erwartungen
an eine Präzisierung des öffentlich-rechtlichen
Funktionsauftrages genügt. 

Protokollerklärung des Freistaats Sachsen zu § 11:

Die Ministerpräsidenten behalten sich vor, aufgrund
der Erfahrungen mit den Selbstverpflichtungser-
klärungen zu prüfen, ob Fernseh- und Hörfunkpro-
gramme der in der ARD zusammengefassten Rundfun-
kanstalten staatsvertraglich quantitativ zu regeln
sind.

Protokollerklärung der Länder Baden-Württemberg,
Bayern, Brandenburg, Hamburg,  Niedersachsen,
Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt
und Schleswig-Holstein zu § 11:

Die Länder erwarten von den Hörfunkveranstaltern,
insbesondere von den in der ARD zusammengeschlos-
senen Rundfunkanstalten und dem DeutschlandRadio
eine stärkere Berücksichtigung von deutschsprachiger
Musik und deshalb eine Förderung auch neuerer
deutschsprachiger Musikangebote durch ausreichen-
de Sendeplätze in den Programmen. 

Protokollerklärung der Länder Baden-Württemberg,
Bayern, Berlin, Brandenburg, Niedersachsen, Nord-
rhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Sachsen, Sachsen-
Anhalt, Schleswig-Holstein und Thüringen zu § 11: 

Die Länder sehen in einer messbaren Selbstverpflich-
tung der in der ARD zusammengeschlossenen Landes-
rundfunkanstalten und des ZDF zur Vergabe von Auf-
tragsproduktionen an unabhängige Produzenten einen
wesentlichen Beitrag zur Sicherung der Vielfalt im
Programm und in der Produktionslandschaft, wo-
durch unmittelbar der Wettbewerb und mittelbar die
Qualität deutschsprachiger Produktionen gefördert
werden. 

Protokollerklärung der Länder Baden-Württemberg,
Bayern, Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpom-
mern, Niedersachsen, Sachsen, Sachsen-Anhalt,
Schleswig-Holstein und Thüringen zu § 11: 

Die Länder gehen davon aus, dass der öffentlich-recht-
liche Rundfunk sowohl bei Programmauswahl und In-

halten als auch bei innerer Organisation und Personal-
besetzungen eine geschlechtersensible Perspektive
entwickelt und umsetzt. 

Protokollerklärung der Länder Baden-Württemberg,
Sachsen und Thüringen zu § 11 Abs. 1:

Die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten werden
aufgefordert, zur Klärung und Streitbeilegung im Ein-
zelfall, welche Angebote im Bereich der Onlinetätig-
keiten noch den staatsvertraglichen Beschränkungen
entsprechen, in Anlehnung an die Zeit der Einführung
des Bildschirmtextes, einen Kontaktausschuss unter
Beteiligung privater Rundfunkanbieter, Vertreter der
Online- und Printmedien einzurichten.

Protokollerklärung der Länder Baden-Württemberg
und Sachsen zu § 11 Abs. 2:

Baden-Württemberg und Sachsen bevorzugen für § 11
Absatz 2 letzter Satz folgende Formulierung:
„Die Programme haben insbesondere Beiträge zur
Kultur und Religion nach Maßgabe der verfassungs-
rechtlichen Grundordnung in Bund und Ländern an-
zubieten.”

Protokollerklärung der Länder Baden-Württemberg,
Bayern, Hamburg, Hessen, Niedersachsen, Saarland,
Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen zu § 25 Abs. 2:

Die Länder Baden-Württemberg, Bayern, Hamburg,
Hessen, Niedersachsen, Saarland, Sachsen, Sachsen-
Anhalt und Thüringen sind der Auffassung, dass im
Staatsvertrag auch die Problematik der Verflechtun-
gen zwischen politischen Parteien und den Medien ge-
regelt werden muss. 

Protokollerklärung des Landes Baden-Württemberg
zu § 36 Abs. 2:

Baden-Württemberg hält die Beschränkung der Kom-
petenzen der unabhängigen Kommission zur Ermitt-
lung der Konzentration im Medienbereich (KEK) bei
der Beurteilung der sog. Regionalfenster für problema-
tisch.

Protokollerklärung der Länder Baden-Württemberg,
Bayern, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz,
Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein und
Thüringen zu § 40:

Die Länder halten an ihrem Ziel der Digitalisierung
des terrestrischen Hörfunks fest. Die Modernisierung
der Übertragungswege im Bereich des terrestrischen
Hörfunks ist ein wichtiger Beitrag zur Mehrung der
Angebote und damit zur Sicherung der Medienvielfalt
im Lande. Dazu gehört auch die Ermöglichung län-
derübergreifender Planungen.
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Auf Grund von § 2 des Hopfengesetzes vom 21. Ok-
tober 1996 (BGBl I S. 1530), zuletzt geändert durch 
Art. 184 der Verordnung vom 29. Oktober 2001 (BGBl I
S. 2785) sowie Art. 1 des Gesetzes über die Zuständig-
keit zur Ausführung von Verordnungen der Europäi-
schen Gemeinschaften (BayRS 103-3-S) erlässt die
Bayerische Staatsregierung folgende Verordnung:

§ 1

Die Verordnung zur Durchführung des Hopfen-
gesetzes (BayHopfDV) vom 29. April 1997 (GVBl S. 79,
BayRS 7821–10–L) wird wie folgt geändert:

1. In § 1 wird „3. Hersbrucker Gebirge” gestrichen.

2. § 2 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 wird nach dem Wort „Geisenfeld,” das
Wort „Hersbruck,” eingefügt.

b) Es wird folgender Abs. 16 angefügt:

„(16) Zum Siegelbezirk Hersbruck gehören fol-
gende Gemeinden 

im Landkreis Amberg-Sulzbach
Weigendorf;

im Landkreis Bayreuth
Betzenstein;

im Landkreis Erlangen-Höchstadt
Eckental,
Heroldsberg,
Kalchreuth;

im Landkreis Forchheim
Gräfenberg,
Hiltpoltstein,
Igensdorf,
Kleinsendelbach,
Kunreuth,
Neunkirchen a. Brand,
Obertrubach,
Weißenohe;

im Landkreis Nürnberger Land
Altdorf b. Nürnberg,
Burgthann,
Engelthal,
Happurg,
Hartenstein,

Hersbruck,
Henfenfeld,
Kirchensittenbach,
Lauf a. d. Pegnitz,
Leinburg,
Neunkirchen a. Sand,
Offenhausen,
Ottensoos,
Pommelsbrunn,
Reichenschwand,
Röthenbach a. d. Pegnitz,
Rückersdorf,
Schnaittach,
Schwaig b. Nürnberg,
Schwarzenbruck,
Simmelsdorf,
Velden,
Vorra,
Winkelhaid.“

3. § 4 wird aufgehoben.

4. § 8 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nr. 1 werden die Worte „Staatsministeri-
um für Ernährung, Landwirtschaft und Fors-
ten“ durch die Worte „Staatsministerium für
Landwirtschaft und Forsten“ ersetzt.

bb) In Nr. 2 werden die Worte „Landesanstalt für
Bodenkultur und Pflanzenbau“ durch die
Worte „Landesanstalt für Landwirtschaft“
ersetzt.

b) In Abs. 3 werden die Worte „durch seine Beauf-
tragten“ gestrichen.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 16. März 2004 in Kraft.

München, den 2. März 2004

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Edmund  S t o i b e r

7821–10–L

Verordnung
zur Änderung der Verordnung

zur Durchführung des Hopfengesetzes

Vom 2. März 2004
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Auf Grund von Art. 89 und 128 des Bayerischen Ge-
setzes über das Erziehungs- und Unterrichtswesen
(BayEUG) in der Fassung der Bekanntmachung vom
31. Mai 2000 (GVBl S. 414, ber. S. 632, BayRS 2230–1–UK),
zuletzt geändert durch § 1 des Gesetzes vom 24. März
2003 (GVBl S. 262), erlässt das Bayerische Staatsmi-
nisterium für Unterricht und Kultus folgende Verord-
nung:

§ 1

Die Schulordnung für die Wirtschaftsschulen in
Bayern (Wirtschaftsschulordnung – WSO) vom 25. Au-
gust 1983 (GVBl S. 971, BayRS 2236–5–1–UK), zuletzt
geändert durch Verordnung vom 3. November 2000
(GVBl S. 775), wird wie folgt geändert:

1. § 13 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 2 werden die Worte „Nrn. 2 mit 4
und Abs. 3 mit 5” durch die Worte „Nrn. 2 und 3
und Abs. 3, 5 und 6” ersetzt.

b) Abs. 3 Satz 2 wird aufgehoben. 

2. § 54 Abs. 3 erhält folgende Fassung:

„(3) 1Die Arbeitszeit beträgt im Fach Deutsch 240
Minuten, im Fach Mathematik 180 Minuten und in
den Fächern Englisch sowie Betriebswirtschaft je
105 Minuten. 2Die Arbeitszeit im Fach Rechnungs-
wesen beträgt im theoretischen Prüfungsteil 120
Minuten und im praktischen Prüfungsteil 60 Mi-
nuten.”

3. § 55 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) 1Im Fach Englisch findet eine verpflichten-
de mündliche Prüfung nach Maßgabe näherer
Bestimmungen des Staatsministeriums statt.
2Abs. 2, 3 und 4 finden für die Prüfung im Fach
Englisch keine Anwendung.”

b) Abs. 6 erhält folgende Fassung:

„(6) 1Die mündliche Prüfung ist – ausgenommen
im Fach Englisch – eine Einzelprüfung; diese er-
streckt sich über den gesamten Lehrstoff des
Faches  unter besonderer Berücksichtigung der
Jahrgangsstufe 10. 2Im Fach Englisch findet die
mündliche Prüfung als Gruppenprüfung mit
höchstens drei Prüfungsteilnehmern statt; diese
erstreckt sich über den gesamten Lehrstoff des
Faches. 3Die mündliche Prüfung wird im Fach
Englisch von mindestens zwei Lehrkräften mit

der Lehramtsbefähigung für Englisch abge-
nommen; in den übrigen Fächern wird die
mündliche Prüfung in der Regel von der Lehr-
kraft abgenommen, die in der Abschlussklasse
den Unterricht erteilt hat. 4Die mündliche Prü-
fung dauert im Fach Englisch bei drei Prüfungs-
teilnehmern mindestens 20 Minuten, bei zwei
Prüfungsteilnehmern mindestens 15 Minuten;
in den übrigen Fächern dauert sie je Fach min-
destens 10 Minuten. 5Die übrigen Mitglieder des
Prüfungsausschusses oder Unterausschusses
sind berechtigt, Fragen zu stellen. 6Das Fach
Textverarbeitung kann nicht Gegenstand der
mündlichen Prüfung sein.”

4. § 56 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1Die praktische Prüfung in Textverarbeitung
und in Rechnungswesen wird im letzten Drittel
des Schuljahres durchgeführt.”

b) In Abs. 2 werden die Worte „Abs. 7” durch die
Worte „Abs. 6” ersetzt.

c) Es wird folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) 1Im Fach Rechnungswesen bildet die prak-
tische Prüfung einen Teil der schriftlichen Prü-
fung nach § 54; für den theoretischen und den
praktischen Prüfungsteil wird jeweils eine Teil-
note gebildet. 2Bei Bildung der Note der schrift-
lichen Prüfung zählt die Note des theoretischen
Prüfungsteils zweifach und die Note des prakti-
schen Prüfungsteils einfach.”

5. § 58 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 2 werden die Worte „der praktischen
und” gestrichen.

b) Es wird folgender neuer Satz 3 eingefügt:

„3Bei der Bildung der Prüfungsnote im Fach
Englisch zählt abweichend von Satz 2 die Note
der schriftlichen Prüfung dreifach und die Note
der mündlichen Prüfung einfach.”

c) Die bisherigen Sätze 3 bis 8 werden Sätze 4 bis 9.

6. In § 61 Abs. 2 werden die Worte „Abs. 6” durch die
Worte „Abs. 5” ersetzt.

7. § 67 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) 1Die Fächer gemäß § 54 Abs. 2 werden schrift-
lich, das Fach Englisch zusätzlich auch mündlich

2236–5–1–UK

Verordnung
zur Änderung der

Wirtschaftsschulordnung

Vom 20. Februar 2004



gemäß § 55 Abs. 1, die Fächer gemäß § 56 Abs. 1
praktisch geprüft. 2In den Fächern gemäß § 54 
Abs. 2 mit Ausnahme des Faches Englisch können
die Bewerber in die mündliche Prüfung verwiesen
werden oder sich freiwillig einer mündlichen Prü-
fung unterziehen. 3Der Antrag zu einer freiwilli-
gen mündlichen Prüfung ist spätestens am Tag
nach Bekanntgabe des Ergebnisses der schriftli-
chen Prüfung einzureichen. 4Die Fächer gemäß
Abs. 1 Nrn. 3 bis 5 werden mündlich geprüft. 5In
höchstens zwei Fächern, in denen nach Satz 4 eine
mündliche Prüfung abgelegt wurde, findet auf An-
trag des Prüfungsteilnehmers eine schriftliche
Prüfung im Umfang einer Schulaufgabe statt.”

8. §  68 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Text wird Abs. 1.

b) Es wird folgender Abs. 2 angefügt:

„(2) Abweichend von Abs. 1 gelten für die
mündliche Prüfung im Fach Englisch die Vor-
schriften des § 55 Abs. 6 Sätze 2 und 3 Halbsatz 1,
Satz 4 Halbsatz 1 entsprechend.”

9. In § 69 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte „der prakti-
schen Prüfung und” gestrichen.

10. Dem § 86 Abs. 1 wird folgender Satz 3 angefügt:

„3Das Schulforum wird ermächtigt, durch Be-
schluss das Wahlrecht auf alle Schüler auszudeh-
nen.”

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. April 2004 in Kraft.

München, den 20. Februar 2004

Bayerisches Staatsministerium
für Unterricht und Kultus

Monika Hohlmeier ,  Staatsministerin
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Auf Grund des Art. 48 Satz 2 des Gesetzes über das
Landesstrafrecht und das Verordungsrecht auf dem
Gebiet der öffentlichen Sicherheit und Ordnung – Lan-
destraf- und Verordnungsgesetz – LStVG – (BayRS
2011–2–I), zuletzt geändert durch § 9 des Gesetzes vom
24. April 2001 (GVBl S. 140), erlässt das Bayerische
Staatsministerium für Unterricht und Kultus im Ein-
vernehmen mit den Bayerischen Staatsministerien der
Finanzen, des Innern, der Justiz, für Wissenschaft,
Forschung und Kunst sowie für Arbeit und Sozialord-
nung, Familie und Frauen nach Anhörung des Landes-
personalausschusses folgende Verordnung:

§ 1

Die Verordnung über die Ergänzungsprüfung für
Beamte des mittleren nichttechnischen Dienstes zum
Erwerb der Zulassungsvoraussetzungen zur Beamten-
fachhochschule vom 14. August 1978 (GVBl S. 614,
BayRS 2030–2–11–UK/WFK) wird aufgehoben.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. April 2004 in Kraft.

München, den 23. Februar 2004

Bayerisches Staatsministerium
für Unterricht und Kultus

Monika  H o h l m e i e r ,  Staatsministerin

2030–2–11–UK/WFK

Verordnung
zur Änderung der

Verordnung über die
Ergänzungsprüfung für Beamte

des mittleren nichttechnischen Dienstes
zum Erwerb der

Zulassungsvoraussetzungen
zur Beamtenfachhochschule

Vom 26. Februar 2004



Auf Grund des Art. 41j des Bayerischen Wasserge-
setzes (BayWG) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 19. Juli 1994 (GVBl S. 822, BayRS 753–1–U), zu-
letzt geändert durch § 1 des Gesetzes vom 24. Juli 2003
(GVBl S. 482), erlässt das Bayerische Staatsministe-
rium für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
folgende Verordnung:

Inhaltsübersicht

Erster Teil

Allgemeine Vorschriften

§ 1 Zweck der Verordnung

§ 2 Anwendungsbereich

§ 3 Begriffsbestimmungen
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wässer, Darstellung der Überwachungsergebnisse,

1 Diese Verordnung dient der Umsetzung der Anhänge II und V der
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Anhang 7 Oberirdische Gewässer: 
(zu § 9) Einstufung des ökologi-

schen und chemischen
Zustands, 
Darstellung der Überwa-
chungsergebnisse

Anhang 8 Grundwasser:
(zu § 10) Beschreibung und Prü-

fung der Einwirkungen
auf das Grundwasser

Anhang 9 Grundwasser:
(zu § 11 Abs. 1) Einstufung des mengen-

mäßigen Zustands

Anhang 10 Grundwasser:
(zu § 12 Abs. 1) Einstufung des chemi-

schen Zustands

Anhang 11 Grundwasser:
(zu § 11 Abs. 2) Überwachung des men-

genmäßigen Zustands

Anhang 12 Grundwasser:
(zu § 12 Abs. 2 und 3) Überwachung des chemi-

schen Zustands und 
der Schadstofftrends

Anhang 13 Grundwasser:
(zu § 13) Darstellung des mengen-

mäßigen und chemischen
Zustands

Erster Teil

Allgemeine Vorschriften

§ 1

Zweck der Verordnung

Diese Verordnung dient der Umsetzung der Richtli-
nie 2000/60/EG des Europäischen Parlaments und des
Rates zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für Maß-
nahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpoli-
tik – Wasserrahmenrichtlinie vom 23. Oktober 2000
(ABl EG Nr. L 327 S. 1), geändert durch Entscheidung
des Europäischen Parlaments und des Rates zur Fest-
legung der Liste prioritärer Stoffe im Bereich der Was-
serpolitik und zur Änderung der Richtlinie
2000/60/EG vom 20. November 2001 (ABl EG Nr. L 331
S. 1).

§ 2

Anwendungsbereich

Diese Verordnung gilt für 

1. die Beschreibung, Kategorisierung und Typisierung
von Gewässern, die Festlegung der typspezifischen
Referenzbedingungen, 

2. die Zusammenstellung und Beurteilung der Belas-
tungen und Auswirkungen auf die Gewässer, 

3. die Überwachung des Zustands der Gewässer,

4. die Einstufung und Darstellung des Zustands der
Gewässer.  

§ 3

Begriffsbestimmungen

Im Sinn dieser Verordnung ist

1. Oberflächenwasserkörper:

ein einheitlicher und bedeutender Abschnitt eines
oberirdischen Gewässers, z.B. ein See, ein Speicher-
becken, ein Fluss, ein sonstiges Fließgewässer oder
ein Kanal, ein Teil eines Flusses, eines sonstigen
Fließgewässers oder Kanals;

2. Grundwasserkörper:

ein abgegrenztes Grundwasservolumen innerhalb
eines oder mehrerer Grundwasserleiter;

3. Unmittelbare Einleitung in das Grundwasser:

Einleitung von Stoffen in das Grundwasser ohne
Versickern durch den Boden oder den Untergrund;

4. Umweltqualitätsnorm:

die Konzentration eines bestimmten Schadstoffs
oder einer bestimmten Schadstoffgruppe, die in
Wasser, Sedimenten oder Biota aus Gründen des Ge-
sundheits- und Umweltschutzes nicht überschrit-
ten werden darf;

5. Verschmutzung:

die durch menschliche Tätigkeiten direkt oder indi-
rekt bewirkte Freisetzung von Stoffen oder Wärme
in Luft, Wasser oder Boden, die der menschlichen
Gesundheit oder der Qualität der aquatischen Öko-
systeme oder der direkt von ihnen abhängenden
Landökosysteme schaden können, zu einer Schädi-
gung von Sachwerten führen können oder eine Be-
einträchtigung oder Störung des Erholungswertes
und anderer legitimer Nutzungen der Umwelt mit
sich bringen können.

Zweiter Teil

Oberirdische Gewässer

§ 4

Lage, Grenzen und Zuordnung der
Oberflächenwasserkörper, 

typspezifische Referenzbedingungen

(1) 1Die Oberflächenwasserkörper innerhalb einer
Flussgebietseinheit sind nach Maßgabe des Anhangs 1
Nr. 1 in die Kategorien Flüsse und Seen eingeteilt. 
2Ihre Lage und Grenzen sind festzulegen. 3Die Ober-
flächenwasserkörper sind nach Abs. 2 und 3 erstmalig
zu beschreiben. 4Oberflächenwasserkörper können
zum Zweck dieser erstmaligen Beschreibung in Grup-
pen zusammengefasst werden. 
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(2) 1Die Oberflächenwasserkörper in jeder Katego-
rie sind nach Typen zu unterscheiden. 2Die Gewässer-
typen ergeben sich aus Anhang 1 Nr. 2.

(3) 1Die Oberflächenwasserkörper, die für eine Ein-
stufung als künstlich oder erheblich verändert in Be-
tracht kommen, sind zu kennzeichnen. 2Sie sind den
Typen der Gewässerkategorie zuzuordnen, der sie am
ähnlichsten sind.

(4) 1Für jeden Gewässertyp sind typspezifische Re-
ferenzbedingungen nach Anhang 1 Nr. 3.1, 3.3 bis 3.6
festzulegen, die dem sehr guten ökologischen Zustand
entsprechen. 2Das höchste ökologische Potential nach
Anhang 1 Nr. 3.2 ist aus den Referenzbedingungen des
Gewässertyps abzuleiten, dem der künstliche oder er-
heblich veränderte Oberflächenwasserkörper am ähn-
lichsten ist. 

(5) 1Die Anforderungen nach Abs. 1 bis 4 sind bis
zum 22. Dezember 2004 zu erfüllen. 2Sie sind bis zum
22. Dezember 2013 und danach alle sechs Jahre zu
überprüfen und gegebenenfalls zu aktualisieren.

§ 5

Zusammenstellung der Gewässerbelastungen
und Beurteilung ihrer Auswirkungen

(1) Daten über Art und Ausmaß der signifikanten
anthropogenen Belastungen der Oberflächenwasser-
körper sind nach Anhang 2 zusammenzustellen und
aufzubewahren.

(2) 1Auf Grund der Zusammenstellung nach Abs. 1
ist zu beurteilen, wie empfindlich der Zustand von
Oberflächenwasserkörpern auf die Belastungen rea-
giert. 2Nach Anhang 2 sind die Oberflächenwasserkör-
per zu ermitteln und, soweit erforderlich, zusätzlich zu
beschreiben, bei denen das Risiko besteht, dass sie die
für die Gewässer festgelegten Bewirtschaftungsziele
nach §§ 25a oder 25b WHG nicht erfüllen (gefährdete
Oberflächenwasserkörper). 

(3) 1Die Anforderungen nach Abs. 1 und 2 sind bis
zum 22. Dezember 2004 zu erfüllen. 2Sie sind bis zum
22. Dezember 2013 und danach alle sechs Jahre zu
überprüfen und gegebenenfalls zu aktualisieren.

§ 6

Anforderungen an die Einstufung
des ökologischen Zustands der

oberirdischen Gewässer

(1) 1Die Ermittlung des ökologischen Zustands des
jeweiligen Oberflächenwasserkörpers richtet sich
nach den in Anhang 3 aufgeführten Qualitätskompo-
nenten. 2Der ökologische Zustand der oberirdischen
Gewässer ist nach den Bestimmungen in Anhang 4 Nr.1
Tabellen 1 bis 3 in die Klassen sehr gut, gut, mäßig, un-
befriedigend oder schlecht einzustufen.

(2) Bei künstlichen oder erheblich veränderten Ge-
wässern ist an Stelle des ökologischen Zustands das
ökologische Potential nach Anhang 4 Nr.1 Tabelle 4 in
die Klassen gut und besser, mäßig, unbefriedigend oder
schlecht einzustufen. 

§ 7

Anforderungen an die Einstufung des
chemischen Zustands der 
oberirdischen Gewässer 

1Der chemische Zustand der Oberflächenwasser-
körper ist als gut einzustufen, wenn die Ober-
flächenwasserkörper alle in Anhang 5 aufgeführten
Umweltqualitätsnormen erfüllen. 2Ist das nicht der
Fall, ist der chemische Zustand als nicht gut einzustu-
fen. 

§ 8

Überwachung des ökologischen und
chemischen Zustands der

oberirdischen Gewässer, Überwachungsnetz

(1) 1Auf der Grundlage der Zuordnung der Ober-
flächenwasserkörper zu den Gewässertypen nach § 4
Abs. 2 sowie der Zusammenstellung der Gewässerbe-
lastungen und der Beurteilung ihrer Auswirkungen
nach § 5 sind Programme zur Überwachung des ökolo-
gischen und chemischen Zustands der oberirdischen
Gewässer des Landes für jedes Einzugsgebiet aufzu-
stellen, damit ein zusammenhängender und umfassen-
der Überblick über ihren Zustand gewonnen wird. 2In
jeder Flussgebietseinheit ist ein Programm für die
überblicksweise Überwachung zu erstellen. 3Für ge-
fährdete Oberflächenwasserkörper ist, soweit auf der
Grundlage der Analyse der Eigenschaften und der Zu-
sammenstellung und Beurteilung der Belastungen
nach §§ 4 und 5 erforderlich, ein Programm für die ope-
rative Überwachung zu erstellen, um den Zustand die-
ser Oberflächenwasserkörper und die Gefahr des
Nichterreichens der Bewirtschaftungsziele genauer zu
ermitteln und um die nach § 36 WHG erforderlichen
Maßnahmen festzulegen. 4An Stelle der operativen
Überwachung sind Überwachungsprogramme zu Er-
mittlungszwecken zu erstellen, wenn die Gründe für
das Nichterreichen der Bewirtschaftungsziele oder die
Überschreitung von Umweltqualitätsnormen unbe-
kannt sind oder wenn ein Oberflächenwasserkörper
unbeabsichtigt verschmutzt wurde. 

(2) 1Die Anforderungen an die Überwachungspro-
gramme nach Abs. 1 werden in Anhang 6 näher be-
stimmt. 2Das Netz zur Überwachung des ökologischen
und chemischen Zustands ist im Rahmen des Bewirt-
schaftungsplans in Karten darzustellen.

(3) Die nach Abs. 1 und 2 zu erstellenden Überwa-
chungsprogramme müssen bis zum 22. Dezember 2006
anwendungsbereit sein. 

§ 9

Einstufung des ökologischen Zustands,
des ökologischen Potentials und

des chemischen Zustands der
oberirdischen Gewässer, 

Darstellung der Überwachungsergebnisse 

(1) 1Die Einstufung des ökologischen Zustands und
des ökologischen Potentials der Oberflächenwasser-
körper erfolgt nach Anhang 7 Nr. 1. 2Die Einstufung
des chemischen Zustands der Oberflächenwasserkör-
per erfolgt nach Anhang 7 Nr. 2.
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(2) 1Für die oberirdischen Gewässer sind für jede
Flussgebietseinheit die Einstufung des ökologischen
Zustands oder des ökologischen Potentials sowie des
chemischen Zustands der Oberflächenwasserkörper in
getrennten Karten darzustellen. 2Die Anforderungen
im Einzelnen sind in Anhang 7 näher bestimmt.

Dritter Teil

Grundwasser

§ 10

Beschreibung und Beurteilung der
Grundwasserkörper

(1) 1Grundwasserkörper sind nach Anhang 8 Nr. 1
erstmalig zu beschreiben. 2Auf Grund dieser Beschrei-
bung ist zu beurteilen, inwieweit diese Grundwasser-
körper genutzt werden und wie hoch das Risiko ist,
dass sie die für sie festgelegten Bewirtschaftungsziele
nach § 33a WHG nicht erfüllen (gefährdete Grundwas-
serkörper). 3Grundwasserkörper können zum Zweck
dieser erstmaligen Beschreibung in Gruppen zusam-
mengefasst werden.

(2) Im Anschluss an die erstmalige Beschreibung
nach Abs. 1 ist nach Anhang 8 Nr. 2 für gefährdete
Grundwasserkörper oder Gruppen von gefährdeten
Grundwasserkörpern eine weitergehende Beschrei-
bung vorzunehmen, um das Ausmaß des Risikos, dass
sie die Bewirtschaftungsziele nicht erreichen, genauer
zu beurteilen und um ermitteln zu können, welche
Maßnahmen in das Maßnahmenprogramm nach § 36
WHG aufzunehmen sind. 

(3) Bei gefährdeten Grundwasserkörpern und bei
Grundwasserkörpern, die sich über die Grenzen der
Bundesrepublik Deutschland zu einem oder mehreren
Mitgliedstaaten der Europäischen Union hinaus er-
strecken, sind nach Anhang 8 Nr. 3 für jeden Grund-
wasserkörper die Informationen über die Auswirkun-
gen menschlicher Tätigkeiten zu erheben und aufzube-
wahren, die für die Beurteilung des Grundwasserkör-
pers relevant sind.

(4) Es sind die Grundwasserkörper zu ermitteln, für
die nach § 33a Abs. 4 in Verbindung mit § 25d Abs. 1
WHG und auf Grund einer Prüfung der Auswirkungen
des mengenmäßigen Zustands des Grundwasserkör-
pers auf

1. oberirdische Gewässer und mit ihnen in Verbindung
stehende Landökosysteme,

2.  die Wasserregulierung, den Hochwasserschutz und
die Trockenlegung von Land,

3.  die menschliche Entwicklung

weniger strenge Ziele festzulegen sind.

(5) Es sind die Grundwasserkörper zu bestimmen,
für die weniger strenge Zielsetzungen nach  § 33a Abs. 4
in Verbindung mit § 25d Abs. 1 WHG festzulegen sind,
wenn der Grundwasserkörper infolge der Auswirkun-
gen menschlicher Tätigkeit so verschmutzt ist, dass ein
guter chemischer Zustand des Grundwassers nicht
oder nur mit unverhältnismäßig hohem Aufwand zu
erreichen wäre. 

(6) 1Die Anforderungen nach Abs. 1 bis 3 sind bis
zum 22. Dezember 2004 zu erfüllen. 2Sie sind bis zum
22. Dezember 2013 und danach alle sechs Jahre zu
überprüfen und gegebenenfalls zu aktualisieren.

§ 11

Einstufung und Überwachung des
mengenmäßigen Zustands der

Grundwasserkörper

(1) Der mengenmäßige Zustand der Grundwasser-
körper ist nach Anhang 9 als gut oder schlecht einzu-
stufen. 

(2) 1Nach Anhang 11 sind für die Grundwasserkör-
per in den Einzugsgebieten Messnetze zur mengen-
mäßigen Überwachung zu errichten. 2Sie müssen bis
zum 22. Dezember 2006 anwendungsbereit sein.

§ 12

Einstufung und Überwachung des
chemischen Zustands der Grundwasserkörper

(1) Der chemische Zustand der Grundwasserkörper
ist nach Anhang 10 als gut oder schlecht einzustufen. 

(2) 1Auf der Grundlage der Beschreibung und der
Beurteilung der Auswirkungen nach § 10 Abs. 1 bis 3 ist
für die Geltungsdauer des Bewirtschaftungsplans
nach Anhang 12 Nr. 2 ein Programm für die überblicks-
weise Überwachung des Grundwassers für jedes Ein-
zugsgebiet aufzustellen. 2Auf Grund der Beurteilung
der Einwirkungen auf die Grundwasserkörper nach 
§ 10 und Anhang 8 oder der Ergebnisse der überblicks-
weisen Überwachung ist für gefährdete Grundwasser-
körper nach Anhang 12 Nr. 3 zusätzlich zwischen den
Programmen für die überblicksweise Überwachung
eine operative Überwachung durchzuführen. 3Die
Überwachungsprogramme müssen bis zum 22. Dezem-
ber 2006 anwendungsbereit sein.

(3) Auf der Grundlage der überblicksweisen und der
operativen Überwachung nach Abs. 2 sind nach An-
hang 12 Nr. 4 signifikante anhaltende, anthropogen be-
dingte Trends der Zunahme von Schadstoffkonzentra-
tionen und die Umkehr dieser Trends zu ermitteln.

§ 13

Darstellung des mengenmäßigen und des chemischen
Zustands der Grundwasserkörper

Der mengenmäßige und der chemische Zustand al-
ler Grundwasserkörper sowie die nach § 12 Abs. 3 er-
mittelten Trends sind nach Anhang 13 in Karten dar-
zustellen.

Vierter Teil

Schlussvorschriften

§ 14

Zuständigkeit

(1) Die Wahrnehmung der Aufgaben nach dieser
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Verordnung obliegt den wasserwirtschaftlichen Fach-
behörden.

(2) Soweit deren Zuständigkeiten berührt sind, wir-
ken die jeweils zuständigen Fachbehörden mit.

§ 15

Änderung der Bayerischen
Gewässerqualitätsverordnung

Die Verordnung über Qualitätsziele für bestimmte
gefährliche Stoffe und zur Verringerung der Gewässer-
verschmutzung durch Programme – Bayerische Ge-
wässerqualitätsverordnung (BayGewQV) vom 4. April
2001 (GVBl S. 179, BayRS 753–1–19–UG) wird wie
folgt geändert:

1. In § 3 Abs. 1 Sätze 1 und 3 und Abs. 4 werden jeweils
die Worte „Staatsministerium für Landesentwick-
lung und Umweltfragen“ durch die Worte „Staats-
ministerium für Umwelt, Gesundheit und Verbrau-
cherschutz“ ersetzt.

2. Im Anhang zu § 2 wird zu EG-Nr. 114 Tributylphos-
phat (Phosphorsäuretributylester) das Qualitätsziel
(Spalte QZ) von 0,1 in 10 geändert.

§ 16

In-Kraft-Treten

Diese Verordnung tritt am  16. März 2004 in Kraft.

München, den 1. März 2004

Bayerisches Staatsministerium

für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz

Dr. Werner  S c h n a p p a u f ,  Staatsminister

Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 5/200446



Anhang 1
(zu § 4)

Oberirdische Gewässer:

Lage, Grenzen und Zuordnung der Oberflächenwasserkörper,
typspezifische Referenzbedingungen 

1. Kategorien von Oberflächenwasserkörpern

Die Oberflächenwasserkörper sind in folgende Kategorien eingeteilt:

– Flüsse 

– Seen. 

Die Lage und die Grenzen der Oberflächenwasserkörper sind zu ermitteln.

2. Gewässertypen

2.1 Biozönotisch relevante Fließgewässertypen2 (mit einem Einzugsgebiet von 10 km2 und größer)

Die nachfolgenden Größenangaben werden als Größen der Einzugsgebiete angegeben. Da sich die biologi-
sche Ausprägung der Bäche und Flüsse im Längsverlauf in den jeweiligen Ökoregionen nicht in gleicher
Weise mit der Änderung der Größenklasse des Einzugsgebiets ändert, haben die Angaben einen orientie-
renden Charakter:

Bach 10–ca. 100 km2

kleiner Fluss ca. >100–1.000 km2

großer Fluss ca. >1.000–10.000 km2

Strom ca. >10.000 km2

Ökoregion 4: Alpen, Höhe > 800 m

Typ 1: Fließgewässer der Alpen

Subtyp 1.1: Bäche und kleine Flüsse der Alpen 

Subtyp 1.2: große Flüsse der Alpen

Ökoregionen 8 und 9: Mittelgebirge und Alpenvorland, Höhe ca. 200–800 m

Typ 2: Fließgewässer des Alpenvorlandes

Subtyp 2.1: Bäche des Alpenvorlandes

Subtyp 2.2: kleine Flüsse des Alpenvorlandes

Typ 3: Fließgewässer der Jungmoräne des Alpenvorlandes

Subtyp 3.1: Bäche der Jungmoräne des Alpenvorlandes

Subtyp 3.2: kleine Flüsse der Jungmoräne des Alpenvorlandes

Typ 4: große Flüsse des Alpenvorlandes

Typ 5: grobmaterialreiche, silikatische Mittelgebirgsbäche

Typ 5.1: feinmaterialreiche, silikatische Mittelgebirgsbäche

2 Grundlage: Fließgewässertypen der Bundesrepublik Deutschland;  abgeleitet unter Berücksichtigung der Qualitätskomponenten benthi-
sche wirbellose Fauna (Makrozoobenthos) sowie Makrophyten und Phytobenthos.
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Typ 6: feinmaterialreiche, karbonatische Mittelgebirgsbäche

Typ 7: grobmaterialreiche, karbonatische Mittelgebirgsbäche

Typ 9: silikatische, fein- bis grobmaterialreiche Mittelgebirgsflüsse

Typ 9.1: karbonatische, fein- bis grobmaterialreiche Mittelgebirgsflüsse

Typ 9.2: große Flüsse des Mittelgebirges

Typ 10: kiesgeprägte Ströme

Ökoregion-unabhängige Typen

Typ 11: organisch geprägte Bäche

Typ 21: seeausflussgeprägte Fließgewässer

2.2 Abiotische Seentypen (mit einer Oberfläche von 0,5 km2 und größer)

Ökoregionen 4 und 9: Alpen und Alpenvorland

Nr. 1: kalkreicher*, ungeschichteter Voralpensee mit relativ großem Einzugsgebiet**

Nr. 2: kalkreicher, geschichteter*** Voralpensee mit relativ großem Einzugsgebiet

Nr. 3: kalkreicher, geschichteter Voralpensee mit relativ kleinem Einzugsgebiet

Nr. 4: kalkreicher, geschichteter Alpensee mit relativ kleinem oder großem Einzugsgebiet

Ökoregionen 8 und 9: Mittelgebirge

Nr. 5: kalkreicher, geschichteter Mittelgebirgssee mit relativ großem Einzugsgebiet

Nr. 6: kalkreicher, ungeschichteter Mittelgebirgssee mit relativ großem Einzugsgebiet

Nr. 7: kalkreicher, geschichteter Mittelgebirgssee mit relativ kleinem Einzugsgebiet

Nr. 8: kalkarmer, geschichteter Mittelgebirgssee mit relativ großem Einzugsgebiet

Nr. 9: kalkarmer, geschichteter Mittelgebirgssee mit relativ kleinem Einzugsgebiet

Sondertyp (alle Ökoregionen)

B:   Abgrabungssee (Braunkohlerestsee)

* kalkreiche Seen: Ca2+ ≥ 15 mg/l; kalkarme Seen: Ca2+ < 15 mg/l

** relativ großes Einzugsgebiet: Verhältnis der Fläche des oberirdischen Einzugsgebietes (mit Seefläche)
zum Seevolumen (Volumenquotient VQ) > 1,5 m2/m3

relativ kleines Einzugsgebiet: VQ ≤ 1,5 m2/m3

*** es wird empfohlen, einen See als geschichtet einzuordnen, wenn die thermische Schichtung an der
tiefsten Stelle des Sees über mindestens 3 Monate stabil bleibt

3. Festlegung von Referenzbedingungen für Typen von Oberflächenwasserkörpern 

3.1. Für jeden Typ von Oberflächenwasserkörpern nach Nr. 2 sind typspezifische hydromorphologische und
physikalisch-chemische Bedingungen festzulegen, die denjenigen hydromorphologischen und physika-
lisch-chemischen Qualitätskomponenten entsprechen, die in Anhang 3 Nr. 2 und 3 für diesen Typ von Ober-
flächenwasserkörper für den sehr guten ökologischen Zustand gemäß der entsprechenden Tabelle in An-
hang 4 Nr. 1 angegeben sind. Außerdem sind typspezifische biologische Referenzbedingungen festzulegen,
die die biologischen Qualitätskomponenten abbilden, die in Anhang 3 Nr. 1 für diesen Typ von Ober-
flächenwasserkörper bei sehr gutem ökologischen Zustand gemäß der entsprechenden Tabelle in Anhang 4
Nr. 1 angegeben sind.

3.2 Bei Anwendung der in diesem Abschnitt beschriebenen Verfahren auf erheblich veränderte oder künstli-
che Oberflächenwasserkörper sind Bezugnahmen auf den sehr guten ökologischen Zustand als Bezugnah-
men auf das höchste ökologische Potential gemäß Anhang 4 Nr. 1 Tabelle 4 zu verstehen. Die Werte für das
höchste ökologische Potential eines Oberflächenwasserkörpers sind alle sechs Jahre zu überprüfen.
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3.3 Die typspezifischen Bedingungen für die Zwecke der Nrn. 3.1 und 3.2 und die typspezifischen biologischen
Referenzbedingungen können entweder raumbezogen oder modellbasiert sein oder sie können durch Kom-
bination dieser Verfahren abgeleitet werden. Ist die Anwendung dieser Verfahren nicht möglich, können
Sachverständige zu Rate gezogen werden, um diese Bedingungen festzulegen. Bei der Definition des sehr
guten ökologischen Zustands im Hinblick auf die Konzentration bestimmter synthetischer Schadstoffe gel-
ten als Nachweisgrenze die Werte, die mit den Techniken ermittelt werden können, die zum Zeitpunkt der
Festlegung der typspezifischen Bedingungen verfügbar sind.

3.4 Für raumbezogene typspezifische biologische Referenzbedingungen ist ein Bezugsnetz für jede Art von
Oberflächenwasserkörper zu entwickeln. Das Netz muss eine ausreichende Anzahl von Stellen mit sehr
gutem Zustand umfassen, damit angesichts der Veränderlichkeit der Werte der Qualitätskomponenten, die
einem sehr guten ökologischen Zustand des betreffenden Oberflächenwasserkörpers entsprechen, und an-
gesichts der nach Nr. 3.5 anzuwendenden Modellierungstechniken ein ausreichender Grad an Zuverlässig-
keit der Werte für die Referenzbedingungen gegeben ist.

3.5 Modellbasierte typspezifische biologische Referenzbedingungen können entweder aus Vorhersagemodel-
len oder durch Rückberechnungsverfahren abgeleitet werden. Für die Verfahren sind historische, paläolo-
gische und andere verfügbare Daten zu verwenden, und es muss ein ausreichender Grad an Zuverlässigkeit
der Werte für die Referenzbedingungen gegeben sein, damit sichergestellt ist, dass die auf diese Weise ab-
geleiteten Bedingungen für jede Art von Oberflächenwasserkörper zutreffend und stichhaltig sind. 

3.6 Ist es auf Grund eines hohen Maßes an natürlicher Veränderlichkeit einer Qualitätskomponente – also nicht
etwa auf Grund saisonaler Veränderungen – nicht möglich, zuverlässige typspezifische Referenzbedingun-
gen für diese Komponente eines Oberflächenwasserkörpers festzulegen, kann diese Komponente von der
Beurteilung des ökologischen Zustands dieses Typs von oberirdischem Gewässer ausgeklammert werden.
In diesem Fall  sind im Bewirtschaftungsplan für die Einzugsgebiete die Gründe für die Ausklammerung
anzugeben.
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Anhang 2
(zu § 5)

Oberirdische Gewässer:

Zusammenstellung der Gewässerbelastungen und Beurteilung der Auswirkungen 

1. Umfang

Die Zusammenstellung von Daten über die Art und das Ausmaß der signifikanten anthropogenen Belas-
tungen der Oberflächenwasserkörper umfasst insbesondere folgende Bereiche:

1.1 Signifikante Punktquellen und diffuse Quellen

Einschätzung und Zusammenstellung der von kommunalen, industriellen, landwirtschaftlichen und an-
deren Anlagen und Tätigkeiten ausgehenden signifikanten Verschmutzungen durch Punktquellen oder
durch diffuse Quellen, vor allem in Bezug auf folgende Stoffe: 

– Organohalogene Verbindungen und Stoffe, die im Wasser derartige Verbindungen bilden können

– Organische Phosphorverbindungen

– Organische Zinnverbindungen

– Stoffe und Zubereitungen oder deren Abbauprodukte, deren karzinogene oder mutagene Eigenschaften
bzw. steroidogene, thyreoide, reproduktive oder andere Funktionen des endokrinen Systems beein-
trächtigenden Eigenschaften im oder durch das Wasser erwiesen sind

– Persistente Kohlenwasserstoffe sowie persistente und bioakkumulierende organische toxische Stoffe

– Zyanide

– Metalle und Metallverbindungen

– Arsen und Arsenverbindungen

– Biozide und Pflanzenschutzmittel

– Schwebstoffe

– Stoffe, die zur Eutrophierung beitragen, insbesondere Nitrate und Phosphate

– Stoffe mit nachhaltigem Einfluss auf die Sauerstoffbilanz, die anhand von Parametern wie BSB, CSB
usw. gemessen werden können

Dabei sind Erkenntnisse, die auf Grund bereits bestehender gemeinschaftsrechtlicher Vorschriften gesam-
melt wurden, zu verwenden.

1.2 Einschätzung und Zusammenstellung signifikanter Wasserentnahmen für kommunale, industrielle, land-
wirtschaftliche und andere Zwecke einschließlich saisonaler Schwankungen und des jährlichen Gesamt-
bedarfs sowie der Wasserverluste in Versorgungssystemen 

1.3 Einschätzung und Zusammenstellung signifikanter Abflussregulierungen, einschließlich der Wasserüber-
und -umleitungen, im Hinblick auf die Fließeigenschaften und die Wasserbilanzen

1.4 Zusammenstellung signifikanter morphologischer Veränderungen 

1.5 Einschätzung und Zusammenstellung anderer signifikanter anthropogener Belastungen der Gewässer

1.6 Einschätzung von Bodennutzungsstrukturen einschließlich der größten städtischen, industriellen und
landwirtschaftlichen Gebiete, gegebenenfalls auch Fischereigebiete und Wälder.

Sofern Einschätzungen zu diffusen Quellen infolge land- oder forstwirtschaftlicher Tätigkeiten vorzunehmen
sind, ist die Äußerung der land- oder forstwirtschaftlichen Fachbehörden einzuholen.

Die erhobenen Daten sind aufzubewahren.
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2. Beurteilung der Auswirkungen 

Es ist zu beurteilen, bei welchen Oberflächenwasserkörpern auf Grund der in Nr. 1 zusammengestellten Be-
lastungen das Risiko besteht, dass sie die für sie festgelegten Bewirtschaftungsziele nicht erreichen. Dieser
Beurteilung sind die nach Nr. 1 gesammelten Daten sowie andere einschlägige Informationen einschließ-
lich vorhandener Daten aus der Umweltüberwachung zugrunde zu legen. Die Beurteilung kann durch Mo-
dellierungstechniken unterstützt werden. Für auf Grund der Beurteilung ermittelte gefährdete Ober-
flächenwasserkörper ist, soweit erforderlich, eine zusätzliche Beschreibung vorzunehmen, um die Über-
wachungsprogramme nach § 8 dieser Verordnung und die Maßnahmenprogramme nach § 36 WHG zu ver-
bessern. 
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Anhang 3
(zu § 6 Abs. 1 Satz 1)

Oberirdische Gewässer:

Qualitätskomponenten zur Einstufung des ökologischen Zustands 

Der ökologische Zustand der Oberflächenwasserkörper ist nach biologischen und unterstützend nach hydromor-
phologischen sowie chemischen und chemisch-physikalischen Qualitätskomponenten einzustufen.

1. Biologische Qualitätskomponenten

Die biologischen Qualitätskomponenten umfassen die aquatische Flora, die Wirbellosenfauna und die
Fischfauna nach Maßgabe der nachstehenden Tabelle: 

Qualitätskomponente Teilkomponente Flüsse Seen

Phytoplankton X* X
Gewässerflora

Makrophyten, Phytobenthos X* X

benthische wirbellose Fauna Makrozoobenthos X X

Fischfauna X X

* Bei planktondominierten Gewässern ist Phytoplankton zu bestimmen, bei nicht planktondominierten
Gewässern sind Makrophyten bzw. Phytobenthos zu bestimmen.

Es sind immer die Artenzusammensetzung und Artenhäufigkeit zu bestimmen, bei der Fischfauna zusätz-
lich die Altersstruktur, beim Phytoplankton zusätzlich die Biomasse (außer in Flüssen).

2. Hydromorphologische Qualitätskomponenten

Die hydromorphologischen Qualitätskomponenten ergeben sich aus der nachstehenden Tabelle: 

Qualitätskomponente Teilkomponente Flüsse Seen

Wasserhaushalt Abfluss und Abflussdynamik X

Verbindung zu Grundwasserkörpern X X

Wasserstandsdynamik X

Wassererneuerungszeit X

Durchgängigkeit X

Morphologie Tiefen- und Breitenvariation X

Tiefenvariation X

Struktur und Substrat des Bodens X

Menge, Struktur und Substrat des X
Bodens

Struktur der Uferzone X X
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3. Chemische und physikalisch-chemische Qualitätskomponenten

Die chemischen und physikalisch-chemischen Qualitätskomponenten ergeben sich aus der nachstehenden
Tabelle:

Qualitätskomponente Parameter Flüsse Seen

Allgemein Sichttiefe (m) X

Temperatur (°C) X X

Sauerstoff (mg/l) X X

Chlorid (mg/l) X X

pH-Wert X X

Gesamt-P (mg/l) X X
o-Phosphat-P (mg/l) X X

Gesamt-N (mg/l) X X
Nitrat-N (mg/l) X X

Spezifische Schadstoffe synthetische Schadstoffe nach X X
Anhang 4 Nr. 2 bei Eintrag in 
signifikanten Mengen

nicht synthetische Schadstoffe X X
nach Anhang 4 Nr. 2 bei Eintrag in 
signifikanten Mengen

4. Künstliche und erheblich veränderte Oberflächenwasserkörper

Künstliche und erheblich veränderte Oberflächenwasserkörper sind anhand der Qualitätskomponenten zu
erfassen, die für diejenige der zwei Gewässerkategorien gelten, die dem betreffenden künstlichen oder er-
heblich veränderten Gewässer am ähnlichsten ist. 
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Anhang 4
(zu § 6 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2)

Oberirdische Gewässer:

Anforderungen an die Einstufung des ökologischen Zustands

1. Die Einstufung des ökologischen Zustands der Oberflächenwasserkörper ist in den Begriffsbestimmungen
der nachstehenden Tabelle 1 allgemein dargestellt. Für die Einstufung der Oberflächenwasserkörper der
Kategorien Flüsse und Seen sind die Tabellen 2 bis 3, für künstliche oder erheblich veränderte Ober-
flächenwasserkörper ist die Tabelle 4 zugrunde zu legen.

Normative Begriffsbestimmungen zur Einstufung des ökologischen Zustands und des ökologischen Potentials

Tabelle 1 Allgemeine Begriffsbestimmungen für den Zustand von Flüssen und Seen

Im Folgenden wird eine allgemeine Bestimmung der ökologischen Qualität gegeben. Zur Einstufung sind als Wer-
te für die Qualitätskomponenten des ökologischen Zustands bei der jeweiligen Kategorie von oberirdischen Ge-
wässern die Werte der nachstehenden Tabellen 2 bis 4 anzuwenden.

Sehr guter Zustand Guter Zustand Mäßiger Zustand

Allgemein Es sind bei dem jeweiligen Die Werte für die biologischen Die Werte für die biologischen
Gewässertyp keine oder nur Qualitätskomponenten des Qualitätskomponenten des Ge-
sehr geringfügige anthropo- Gewässertyps zeigen geringe wässertyps weichen mäßig von
gene Änderungen der Werte  anthropogene Abweichungen den Werten ab, die normaler-
für die physikalisch-chemi- an, weichen aber nur in gerin- weise bei Abwesenheit stören-
schen und hydromorphologi- gem Maße von den Werten ab, der Einflüsse mit dem betref-
schen Qualitätskomponen- die normalerweise bei Ab- fenden Gewässertyp einher-
ten gegenüber den Werten  wesenheit störender Einflüsse gehen (Referenzbedingungen).
zu verzeichnen,die norma- mit dem betreffenden Gewäs- Die Werte geben Hinweise auf
lerweise bei Abwesenheit sertyp einhergehen mäßige, anthropogene Ab-
störender Einflüsse mit (Referenzbedingungen). weichungen und weisen
diesem Typ einhergehen signifikant stärkere Störungen
(Referenzbedingungen). auf, als dies unter den Bedin-

gungen des guten Zustands
Die Werte für die biologischen der Fall ist.
Qualitätskomponenten des
oberirdischen Gewässers ent-
sprechen denen, die normaler-
weise bei Abwesenheit stören-
der Einflüsse mit dem betref-
fenden Typ einhergehen, und 
zeigen keine oder nur sehr 
geringfügige Abweichungen an
(Referenzbedingungen).

Die typspezifischen Bedingun-
gen und Gemeinschaften sind
damit gegeben.

Gewässer, deren Zustand schlechter als mäßig ist, werden als unbefriedigend oder schlecht eingestuft.

Gewässer, bei denen die Werte für die biologischen Qualitätskomponenten des betreffenden Typs oberirdischer
Gewässer stärkere Veränderungen aufweisen und die Biozönosen erheblich von denen abweichen, die normaler-
weise bei Abwesenheit störender Einflüsse mit dem betreffenden Gewässertyp einhergehen (Referenzbedingun-
gen), werden als unbefriedigend eingestuft.

Gewässer, bei denen die Werte für die biologischen Qualitätskomponenten des betreffenden Typs oberirdischer
Gewässer erhebliche Veränderungen aufweisen und große Teile der Biozönosen, die normalerweise bei Abwesen-
heit störender Einflüsse mit dem betreffenden Gewässertyp einhergehen (Referenzbedingungen), fehlen, werden
als schlecht eingestuft.
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Tabelle 2 Begriffsbestimmungen für den sehr guten, guten und mäßigen ökologischen Zustand von Flüssen

Biologische Qualitätskomponenten

Komponente Sehr guter Zustand Guter Zustand Mäßiger Zustand

Phytoplankton Die taxonomische Zusammen- Die planktonischen Taxa wei- Die Zusammensetzung der 
setzung des Phytoplanktons chen in ihrer Zusammensetzung planktonischen Taxa weicht
entspricht vollständig oder und Abundanz geringfügig von mäßig von der der typspezifi-
nahezu vollständig den Refe- den typspezifischen Gemein- schen Gemeinschaften ab.
renzbedingungen. schaften ab. Diese Abweichun-

gen deuten nicht auf ein beschleu- Bei der Abundanz sind mäßige
Die durchschnittliche Abun- nigtes Wachstum von Algen hin, Störungen zu verzeichnen, was
danz des Phytoplanktons ent- das das Gleichgewicht der in dazu führen kann, dass bei den
spricht voll und ganz den typ- dem Gewässer vorhandenen Werten für andere biologische
spezifischen physikalisch-che- Organismen oder die physika- und physikalisch-chemische
mischen Bedingungen und ist lisch-chemische Qualität des Qualitätskomponenten signi-
nicht so beschaffen, dass Wassers oder Sediments in un- fikante unerwünschte
dadurch die typspezifischen erwünschter Weise stören würde. Störungen auftreten.
Bedingungen für die Sichttiefe 
signifikant verändert werden. Es kann zu einem leichten An- Es kann zu einem mäßigen An-

stieg der Häufigkeit und Inten- stieg der Häufigkeit und Inten-
Planktonblüten treten mit einer sität der typspezifischen Plank- sität der Planktonblüten kom-
Häufigkeit und Intensität auf, tonblüten kommen. men. In den Sommermonaten
die den typspezifischen physi- können anhaltende Blüten
kalisch-chemischen Bedingun- auftreten.
gen entspricht.

Makrophyten Die taxonomische Zusammen- Die makrophytischen und Die Zusammensetzung der ma-
und setzung entspricht vollständig phytobenthischen Taxa wei- krophytischen und phyto-
Phytobenthos oder nahezu vollständig den chen in ihrer Zusammenset- benthischen Taxa weicht 

Referenzbedingungen. zung und Abundanz geringfü- mäßig von der der typspezifi-
gig von den typspezifischen schen Gemeinschaft ab und ist 

Keine erkennbaren Änderun- Gemeinschaften ab. Diese Ab- in signifikanter Weise stärker
gen der durchschnittlichen weichungen deuten nicht auf gestört, als dies bei gutem Zu-
makrophytischen und der ein beschleunigtes Wachstum stand der Fall ist.
durchschnittlichen phyto- von Algen oder höheren Pflan-
benthischen Abundanz. zen hin, das das Gleichgewicht Es sind mäßige Änderungen

der in dem Gewässer vorhan- der durchschnittlichen makro-
denen Organismen oder die phytischen und der durch-
physikalisch-chemische Quali- schnittlichen phytobenthi-
tät des Wassers oder Sedi- schen Abundanz erkennbar.
ments in unerwünschter Weise
stören würde. Die phytobenthische Lebens-

gemeinschaft kann durch an-
Die phytobenthische Lebens- thropogene Bakterienzotten
gemeinschaft wird nicht und anthropogene Bakterien-
durch anthropogene Bakterien- beläge beeinträchtigt und in
zotten und anthropogene bestimmten Gebieten ver-
Bakterienbeläge beeinträch- drängt werden.
tigt.

Benthische Die taxonomische Zusam- Die wirbellosen Taxa weichen Die wirbellosen Taxa weichen
wirbellose mensetzung und die Abun- in ihrer Zusammensetzung und in Zusammensetzung und 
Fauna danz entsprechen vollständig Abundanz geringfügig von den Abundanz mäßig von den 

oder nahezu vollständig den typspezifischen Gemeinschaf- typspezifischen Gemeinschaf-
Referenzbedingungen. ten ab. ten ab.

Der Anteil störungsempfind- Der Anteil der störungsempfind- Wichtige taxonomische Grup-
licher Taxa im Verhältnis zu lichen Taxa im Verhältnis zu den pen der typspezifischen Ge-
robusten Taxa zeigt keine An- robusten Taxa zeigt geringfügige meinschaft fehlen.
zeichen für eine Abweichung Anzeichen für Abweichungen
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Komponente Sehr guter Zustand Guter Zustand Mäßiger Zustand

von den Werten, die bei Vor- von den typspezifischen Werten. Der Anteil der störungsemp-
liegen der Referenzbedingun- findlichen Taxa im Verhältnis 
gen zu verzeichnen sind. Der Grad der Vielfalt der wirbel- zu den robusten Taxa und der 

losen Taxa zeigt geringfügige Grad der Vielfalt liegen be-
Der Grad der Vielfalt der Anzeichen für Abweichungen trächtlich unter dem typspezi-
wirbellosen Taxa zeigt keine von den typspezifischen Werten. fischen Wert und in signifikan-
Anzeichen für Abweichungen ter Weise unter den Werten, die
von den Werten, die bei Vorlie- für einen guten Zustand gelten.
gen der Referenzbedingungen 
zu verzeichnen sind.

Fischfauna Zusammensetzung und Abun- Aufgrund anthropogener Ein- Aufgrund anthropogener Ein-
danz der Arten entsprechen flüsse auf die physikalisch-che- flüsse auf die physikalisch-che-
vollständig oder nahezu voll- mischen und hydromorpho- mischen oder hydromorpholo-
ständig den Referenzbedin- logischen Qualitätskomponen- gischen Qualitätskomponen-
gungen. ten weichen die Arten in ten weichen die Fischarten in 

Zusammensetzung und Abun- Zusammensetzung und Abun-
Alle typspezifischen störungs- danz geringfügig von den typ- danz mäßig von den typspezifi-
empfindlichen Arten sind spezifischen Gemeinschaften schen Gemeinschaften ab.
vorhanden. ab.

Die Altersstruktur der Fisch-
Die Altersstrukturen der Die Altersstrukturen der Fisch- gemeinschaften zeigt größere
Fischgemeinschaften zeigen gemeinschaften zeigen Anzei- Anzeichen anthropogener 
kaum Anzeichen anthropo- chen für Störungen aufgrund Störungen, so dass ein mäßiger 
gener Störungen und deuten anthropogener Einflüsse auf Teil der typspezifischen Arten
nicht auf Störungen bei der die physikalisch-chemischen fehlt oder sehr selten ist.
Fortpflanzung oder Entwick- oder hydromorphologischen
lung irgendeiner besonderen Qualitätskomponenten und
Art hin. deuten in wenigen Fällen auf

Störungen bei der Fortpflan-
zung oder Entwicklung einer 
bestimmten Art hin, so dass 
einige Altersstufen fehlen 
können.

Hydromorphologische Qualitätskomponenten

Komponente Sehr guter Zustand Guter Zustand Mäßiger Zustand

Wasser- Menge und Dynamik der Strö- Bedingungen, unter denen die Bedingungen, unter denen die 
haushalt mung und die sich daraus er- oben für die biologischen Qua- oben für die biologischen Qua-

gebende Verbindung zum litätskomponenten beschrie- litätskomponenten beschrie-
Grundwasser entsprechen benen Werte erreicht werden benen Werte erreicht werden
vollständig oder nahezu voll- können. können.
ständig den Referenzbedin-
gungen.

Durchgän- Die Durchgängigkeit des Bedingungen, unter denen die Bedingungen, unter denen die
gigkeit des Flusses wird nicht durch oben für die biologischen Quali- oben für die biologischen Qua-
Flusses menschliche Tätigkeiten tätskomponenten beschrie- litätskomponenten beschrie-

gestört und ermöglicht eine benen Werte erreicht werden benen Werte erreicht werden 
ungestörte Migration aqua- können. können.
tischer Organismen und den 
Transport von Sedimenten.
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Komponente Sehr guter Zustand Guter Zustand Mäßiger Zustand

Morphologie Laufentwicklung, Variationen Bedingungen, unter denen die Bedingungen, unter denen die 
von Breite und Tiefe, Strö- oben für die biologischen Quali- oben für die biologischen Qua-
mungsgeschwindigkeiten, tätskomponenten beschrie- litätskomponenten beschrie-
Substratbedingungen sowie benen Werte erreicht werden benen Werte erreicht werden 
Struktur und Bedingungen der können. können.
Uferbereiche entsprechen voll-
ständig oder nahezu vollständig
den Referenzbedingungen.

Physikalisch-chemische Qualitätskomponenten3

Komponente Sehr guter Zustand Guter Zustand Mäßiger Zustand

Allgemeine Die Werte für die physika- Die Werte für die Temperatur, Bedingungen, unter denen die
Bedingungen lisch-chemischen Komponenten die Sauerstoffbilanz, den oben für die biologischen Qua-

entsprechen vollständig oder ph-Wert, das Säureneutralisie- litätskomponenten beschrie-
nahezu vollständig den Werten, rungsvermögen und den Salz- benen Werte erreicht werden
die bei Vorliegen der Referenz- gehalt gehen nicht über den können.
bedingungen zu verzeichnen Bereich hinaus, innerhalb des-
sind. sen die Funktionsfähigkeit des 

typspezifischen Ökosystems 
Die Nährstoffkonzentrationen und die Einhaltung der oben
bleiben in dem Bereich, der nor- beschriebenen Werte für die 
malerweise bei Vorliegen der biologischen Qualitätskompo-
Referenzbedingungen festzu- nenten gewährleistet sind.
stellen ist.

Salzgehalt, ph-Wert, Säure- Die Nährstoffkonzentrationen
neutralisierungsvermögen und liegen nicht über den Werten, 
Temperatur zeigen keine An- bei denen die Funktionsfähig-
zeichen anthropogener Störun- keit des typspezifischen Öko-
gen und bleiben in dem Bereich, systems und die Einhaltung 
der normalerweise bei Vorliegen der oben beschriebenen Werte
der Referenzbedingungen fest- für die biologischen Qualitäts-
zustellen ist. komponenten gewährleistet

sind.

Spezifische Konzentrationen nahe Null Konzentrationen nicht höher Bedingungen, unter denen die
synthetische oder zumindest unter der als die Umweltqualitätsnor- oben für die biologischen Qua-
Schadstoffe Nachweisgrenze der allgemein men nach Anhang 4 Nr. 2, un- litätskomponenten beschrie-

gebräuchlichen fortgeschrit- beschadet der Richtlinie benen Werte erreicht werden 
tensten Analysetechniken. 91/414/EG und der Richtlinie können.

98/8/EG (<eqs)

Spezifische Die Konzentrationen bleiben Konzentrationen nicht höher Bedingungen, unter denen die 
nichtsynthe- in dem Bereich, der normaler- als die Umweltqualitätsnor- oben für die biologischen Qua-
tische weise bei Vorliegen der Refe- men nach Anhang 4 Nr. 24, un- litätskomponenten beschrie-
Schadstoffe renzbedingungen  festzustel- beschadet der Richtlinie benen Werte erreicht werden

len ist (Hintergrundwerte = bgl). 91/414/EG und der Richtlinie können.
98/8/EG (<eqs)

3 Es werden folgende Abkürzungen verwendet: bgl (background level) = Hintergrundwert; eqs (environmental quality standard) = Umweltqua-
litätsstandard.

4 Die Anwendung der Umweltqualitätsnormen, die sich aus diesem Anhang ergeben, bedeutet nicht, dass die Schadstoffkonzentrationen so weit
verringert werden müssen, dass sie unter den Hintergrundwerten liegen: (eqs > bgl).
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Tabelle 3 Begriffsbestimmungen für den sehr guten, guten und mäßigen ökologischen Zustand von Seen

Biologische Qualitätskomponenten

Komponente Sehr guter Zustand Guter Zustand Mäßiger Zustand

Phytoplankton Die taxonomische Zusammen- Die planktonischen Taxa wei- Zusammensetzung und 
setzung und die Abundanz des chen in ihrer Zusammensetzung Abundanz der planktoni-
Phytoplanktons entsprechen und Abundanz geringfügig von schen Taxa weichen mäßig
vollständig oder nahezu voll- den typspezifischen Gemein- von denen der typspezifi-
ständig den Referenzbedin- schaften ab. Diese Abweichun- schen Gemeinschaften ab.
gungen. gen deuten nicht auf ein be-

schleunigtes Wachstum von Bei der Biomasse sind mäßige 
Die durchschnittliche Biomasse Algen hin, das das Gleichge- Störungen zu verzeichnen, was 
des Phytoplanktons entspricht wicht der in dem Gewässer zu signifikanten unerwünsch-
den typspezifischen physika- vorhandenen Organismen oder ten Störungen bei anderen bio-
lisch-chemischen Bedingungen die physikalisch-chemische logischen Qualitätskomponen-
und ist nicht so beschaffen, dass Qualität des Wassers oder ten und bei der physikalisch-che-
dadurch die typspezifischen Be- Sediments in unerwünschter mischen Qualität des Wassers 
dingungen für die Sichttiefe sig- Weise stören würde. oder Sediments führen kann. 
nifikant verändert werden.

Planktonblüten treten mit einer Es kann zu einem leichten An- Es kann zu einem mäßigen An-
Häufigkeit und Intensität auf, stieg der Häufigkeit und Inten- stieg der Häufigkeit und Inten-
die den typspezifischen physi- sität der typspezifischen sität der Planktonblüten kom-
kalisch-chemischen Bedingun- Planktonblüten kommen. men. In den Sommermonaten
gen entspricht. können anhaltende Blüten

auftreten.

Makrophyten Die taxonomische Zusammen- Die makrophytischen und Die Zusammensetzung der
und setzung entspricht vollständig phytobenthischen Taxa wei- makrophytischen und phyto-
Phytobenthos oder nahezu vollständig den chen in ihrer Zusammenset- benthischen Taxa weicht 

Referenzbedingungen. zung und Abundanz geringfü- mäßig von der der typspezifi-
gig von den typspezifischen schen Gemeinschaft ab und ist

Keine erkennbaren Änderungen Gemeinschaften ab. Diese Ab- in signifikanter Weise stärker 
der durchschnittlichen makro- weichungen deuten nicht auf gestört, als dies bei gutem Zu
phytischen und der durch- ein beschleunigtes Wachstum stand der Fall ist.
schnittlichen phytobenthischen von Algen oder höheren Pflan-
Abundanz. zen hin, das das Gleichgewicht Es sind mäßige Änderungen 

der in dem Gewässer vorhan- der durchschnittlichen makro-
denen Organismen oder die phytischen und der durch-
physikalisch-chemische schnittlichen phytobenthi-
Qualität des Wassers in uner- schen Abundanz erkennbar.
wünschter Weise stören würde.

Die phytobenthische Lebens-
Die phytobenthische Lebens- gemeinschaft kann durch an-
gemeinschaft wird nicht durch thropogene Bakterienanhäu-
anthropogene Bakterienan- fung und anthropogenen Bak-
häufung und anthropogenen terienbesatz beeinträchtigt 
Bakterienbesatz beeinträchtigt. und in bestimmten Gebieten

verdrängt werden.

Benthische Die taxonomische Zusammen- Die wirbellose Taxa weicht in  Die wirbellosen Taxa weichen 
wirbellose setzung und die Abundanz ent- ihrer Zusammensetzung und in Zusammensetzung und 
Fauna sprechen vollständig oder na- Abundanz geringfügig von Abundanz mäßig von den 

hezu vollständig den Referenz- den typspezifischen Gemein- typspezifischen Gemeinschaf-
bedingungen. schaften ab. ten ab.

Der Anteil störungsempfind- Der Anteil der störungsemp- Wichtige taxonomische Grup-
licher Taxa im Verhältnis zu findlichen Taxa im Verhältnis pen der typspezifischen Ge-
robusten Taxa zeigt keine An- zu den robusten Taxa zeigt ge- meinschaft fehlen.
zeichen für eine Abweichung ringfügige Anzeichen für Ab-
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Komponente Sehr guter Zustand Guter Zustand Mäßiger Zustand

von den Werten, die bei Vorlie- weichungen von den typspezi- Der Anteil der störungsemp-
gen der Referenzbedingungen fischen Werten. findlichen Taxa im Verhältnis 
zu verzeichnen sind. zu den robusten Taxa und der 

Grad der Vielfalt liegen be-
Der Grad der Vielfalt der wirbel- Der Grad der Vielfalt der wir- trächtlich unter dem typspezi-
losen Taxa zeigt keine Anzei- bellosen Taxa zeigt geringfügi- fischen Wert und in signifikan-
chen für Abweichungen von den ge Anzeichen für Abweichun- ter Weise unter den Werten, die 
Werten, die bei  Vorliegen der gen von den typspezifischen für einen guten Zustand gelten.
Referenzbedingungen zu ver- Werten.
zeichnen sind.

Fischfauna Zusammensetzung und Abun- Auf Grund anthropogener Auf Grund anthropogener 
danz der Arten entsprechen Einflüsse auf die physika- Einflüsse auf die physika-
vollständig oder nahezu voll- lisch-chemischen und hydro- lisch-chemischen oder hydro-
ständig den Referenzbedin- morphologischen Qualitäts- morphologischen Qualitäts-
gungen. komponenten weichen die Ar- komponenten weichen die 

ten in Zusammensetzung und Fischarten in Zusammenset-
Alle typspezifischen störungs- Abundanz geringfügig von zung und Abundanz mäßig von 
empfindlichen Arten sind vor- den typspezifischen Gemein- den typspezifischen Gemein-
handen. schaften ab. schaften ab.

Die Altersstrukturen der Fisch- Die Altersstrukturen der Fisch- Auf Grund anthropogener 
gemeinschaften zeigen kaum gemeinschaften zeigen Anzei- Einflüsse auf die physika-
Anzeichen anthropogener Stö- chen für Störungen aufgrund lisch-chemischen oder hydro-
rungen und deuten nicht auf anthropogener Einflüsse auf morphologischen Qualitäts-
Störungen bei der Fortpflan- die physikalisch-chemischen komponenten zeigt die Alters-
zung oder Entwicklung irgend- oder hydromorphologischen struktur der Fischgemein-
einer besonderen Art hin. Qualitätskomponenten und schaften größere Anzeichen

deuten in wenigen Fällen auf von Störungen, so dass ein 
Störungen bei der Fortpflan- mäßiger Teil der typspezifi-
zung oder Entwicklung einer schen Arten fehlt oder sehr sel-
bestimmten Art hin, so dass ten ist.
einige Altersstufen fehlen 
können.

Hydromorphologische Qualitätskomponenten

Komponente Sehr guter Zustand Guter Zustand Mäßiger Zustand

Wasser- Menge und Dynamik der Strö- Bedingungen, unter denen die Bedingungen, unter denen die 
haushalt mung, Pegel, Verweildauer und oben für die biologischen Qua- oben für die biologischen Qua-

die sich daraus ergebende Ver- litätskomponenten beschrie- litätskomponenten beschrie-
bindung zum Grundwasser ent- benen Werte erreicht werden benen Werte erreicht werden
sprechen vollständig oder können. können.
nahezu vollständig den Refe-
renzbedingungen.

Morphologie Variationen der Tiefe des Sees, Bedingungen, unter denen die Bedingungen, unter denen die 
Quantität und Struktur des oben für die biologischen Qua- oben für die biologischen Qua-
Substrats sowie Struktur und litätskomponenten beschrie- litätskomponenten beschrie-
Bedingungen des Uferbereichs benen Werte erreicht werden benen Werte erreicht werden
entsprechen vollständig oder können. können.
nahezu vollständig den Refe-
renzbedingungen.
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Physikalisch-chemische Qualitätskomponenten5

Komponente Sehr guter Zustand Guter Zustand Mäßiger Zustand

Allgemeine Die Werte für die physika- Die Werte für die Temperatur, Bedingungen, unter denen die 
Bedingungen lisch-chemischen Komponen- die Sauerstoffbilanz, den ph-Wert, oben für die biologischen Qua-

ten entsprechen vollständig das Säureneutralisierungsver- litätskomponenten beschrie-
oder nahezu vollständig den mögen, die Sichttiefe und den  benen Werte erreicht werden 
Werten, die bei Vorliegen der Salzgehalt gehen nicht über den können.
Referenzbedingungen zu ver- Bereich hinaus, innerhalb des-
zeichnen sind. sen die Funktionsfähigkeit des 

Ökosystems und die Einhal-
Die Nährstoffkonzentrationen tung der oben beschriebenen 
bleiben innerhalb des Werte- Werte für die biologischen 
spektrums, das normalerweise Qualitätskomponenten ge-
bei Vorliegen der Referenz- währleistet sind.
bedingungen vorzufinden ist.

Die Nährstoffkonzentrationen
Salzgehalt, ph-Wert, Säure- liegen nicht über den Werten, 
neutralisierungsvermögen, bei denen die Funktionsfähig-
Sichttiefe und Temperatur keit des Ökosystems und die 
zeigen keine Anzeichen anthro- Einhaltung der oben beschrie-
pogener Störungen und bleiben benen Werte für die biologi-
in dem Bereich, der normaler- schen Qualitätskomponenten 
weise  bei Vorliegen der Refe- gewährleistet sind.
renzbedingungen festzustellen 
ist.

Spezifische Konzentrationen nahe Null Konzentrationen nicht höher  Bedingungen, unter denen die 
synthetische oder zumindest unter der als die Umweltqualitätsnor- oben für die biologischen Qua-
Schadstoffe Nachweisgrenze der allgemein- men nach Anhang 4 Nr. 2, un- litätskomponenten beschrie-

gebräuchlichen fortgeschrit- beschadet der Richtlinie benen Werte erreicht werden 
tensten Analysetechniken 91/ 414/EG und der Richtlinie können.

98/8/EG (<eqs)

Spezifische Die Konzentrationen bleiben Konzentrationen nicht höher Bedingungen, unter denen die 
nicht- in dem Bereich, der normaler- als die Umweltqualitätsnor- oben für die biologischen Qua-
synthetische weise bei Vorliegen der Refe- men nach Anhang 4 Nr. 26, un- litätskomponenten beschrie-
Schadstoffe renzbedingungen  festzustel- beschadet der  Richtlinie benen Werte erreicht werden 

len ist (Hintergrundwerte = 91/414/EG und der Richtlinie können.
bgl). 98/8/EG (<eqs).

5 Es werden folgende Abkürzungen verwendet: bgl = Hintergrundwert; eqs = Umweltqualitätsstandard.

6 Die Anwendung der Umweltqualitätsnormen, die sich aus diesem  Anhang ergeben, bedeutet nicht, dass die Schadstoffkonzentrationen so weit
verringert werden müssen, dass sie unter den Hintergrundwerten liegen.

Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 5/200460



Tabelle 4 Begriffsbestimmungen für das höchste, das gute und das mäßige ökologische Potential von erheblich
veränderten oder künstlichen Gewässern

Biologische Qualitätskomponenten

Komponente Höchstes ökologisches Potential Gutes ökologisches Potential Mäßiges ökologisches Potential

Biologische Die Werte für die einschlägigen Die Werte für die einschlägigen Die Werte für die einschlägigen
Qualitäts- biologischen Qualitätskompo- biologischen Qualitätskompo- biologischen Qualitätskompo-
komponenten nenten entsprechen unter nenten weichen geringfügig nenten weichen mäßig von den 

Berücksichtigung der physika- von den Werten ab, die für das Werten ab, die für das höchste 
lischen Bedingungen, die sich höchste ökologische Potential ökologische Potential gelten.
aus den künstlichen oder erheb- gelten.
lich veränderten Eigenschaften Diese Werte sind in signifikan-
des Gewässers ergeben, soweit ter Weise stärker gestört, als 
wie möglich den Werten für den dies bei einem guten ökologi-
Gewässertyp, der am ehesten schen Potential der Fall ist.
mit dem betreffenden Gewässer 
vergleichbar ist.

Hydromor- Die hydromorphologischen Bedingungen, unter denen die Bedingungen, unter denen die 
phologische Bedingungen sind so beschaf- oben für die biologischen Qua- oben für die biologischen Qua-
Komponenten fen, dass sich die Einwirkun- litätskomponenten beschrie- litätskomponenten beschrie-

gen auf das oberirdische Ge- benen Werte erreicht werden benen Werte erreicht werden 
wässer auf die Einwirkungen können. können.
beschränken, die von den 
künstlichen oder erheblich 
veränderten Eigenschaften 
des Gewässers herrühren, 
nachdem alle Gegenmaßnah-
men getroffen worden sind, 
um die beste Annäherung an 
die ökologische Durchgängig-
keit, insbesondere hinsicht-
lich der Wanderungsbewe-
gungen der Fauna und ange-
messener Laich- und Aufzucht-
gründe, sicherzustellen.

Physika-
lisch-che-
mische
Komponenten

Allgemeine Die physikalisch-chemischen Die Werte für die physika- Bedingungen, unter denen die
Bedingungen Komponenten entsprechen lisch-chemischen Komponenten oben für die biologischen Qua-

vollständig oder nahezu voll- liegen in dem Bereich, inner- litätskomponenten beschrie-
ständig den Referenzbedin- halb dessen die Funktions- benen Werte erreicht werden 
gungen des Gewässertyps, fähigkeit des Ökosystems und können.
der mit dem betreffenden die Einhaltung der oben be-
künstlichen oder erheblich schriebenen Werte für die bio-
veränderten Gewässer am logischen Qualitätskompo-
ehesten vergleichbar ist. nenten gewährleistet sind.

Die Nährstoffkonzentrationen Die Werte für die Temperatur 
bleiben in dem Bereich, der nor- und der pH-Wert gehen nicht
malerweise bei Vorliegen der über den Bereich hinaus, inner-
Referenzbedingungen festzu- halb dessen die Funktions-
stellen ist. fähigkeit des Ökosystems und 

die Einhaltung der oben be-
Die Werte für die Temperatur schriebenen Werte für die bio-
und die Sauerstoffbilanz sowie logischen Qualitätskompo-
der pH-Wert entsprechen den nenten gewährleistet sind.
Werten, die bei  Vorliegen der 
Referenzbedingungen in den Die Nährstoffkonzentrationen
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Komponente Höchstes ökologisches Potential Gutes ökologisches Potential Mäßiges ökologisches Potential

Gewässertypen vorzufinden gehen nicht über die Werte 
sind, die dem betreffenden Ge- hinaus, bei denen die Funktions-
wässer am ehesten vergleichbar fähigkeit des Ökosystems und 
sind. die Einhaltung der oben be-

schriebenen Werte für die biolo-
gischen Qualitätskomponenten 
gewährleistet sind.

Spezifische Konzentrationen nahe Null Konzentrationen nicht höher Bedingungen, unter denen die
synthetische oder zumindest unter der als die Umweltqualitätsnor- oben für die biologischen Qua-
Schadstoffe Nachweisgrenze der allgemein men nach Anhang 4 Nr. 2, un- litätskomponenten beschrie-

gebräuchlichen fortgeschrit- beschadet der Richtlinie benen Werte erreicht werden
tensten Analysetechniken. 91/414/EG und der Richtlinie können.
(Hintergrundwerte = bgl) 98/8/EG (< eqs).

Spezifische Die Konzentrationen bleiben Konzentrationen nicht höher Bedingungen, unter denen die
nicht- in dem Bereich, der normaler- als die Umweltqualitätsnor- oben für die biologischen Qua-
synthetische weise bei Vorliegen der Refe- men nach Anhang 4 Nr.27, un- litätskomponenten beschrie-
Schadstoffe renzbedingungen  mit dem Ge- beschadet der Richtlinie benen Werte erreicht werden

wässertyp einhergeht, der am 91/414/EG und der Richtlinie können.
ehesten mit dem betreffenden 98/8EG (< eqs). 
künstlichen oder erheblich ver-
änderten Gewässer vergleichbar 
ist.

7 Die Anwendung der Umweltqualitätsnormen, die sich aus diesem  Anhang ergeben, bedeutet nicht, dass die Schadstoffkonzentrationen soweit
verringert werden müssen, dass sie unter den Hintergrundwerten liegen.
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2. Chemische Qualitätskomponenten für Umweltqualitätsnormen zur Einstufung des ökologischen Zustands

Die in Nr. 1 Tabellen 2 bis 4 bei den Qualitätskomponenten „spezifische synthetische Schadstoffe“ und
„spezifische nicht synthetische Schadstoffe“ genannten Umweltqualitätsnormen ergeben sich aus nach-
stehender Tabelle. Die Umweltqualitätsnormen sind zu überwachen und einzuhalten, wenn die aufgeführ-
ten Stoffe in signifikanten Mengen in den Oberflächenwasserkörper eingetragen werden. Die Überprüfung
der Umweltqualitätsnormen erfolgt anhand des arithmetischen Jahresmittelwerts für die jeweilige Mess-
stelle. Der Jahresmittelwert wird wie folgt berechnet: Alle Werte kleiner Bestimmungsgrenze gehen in die
Berechnung mit den jeweiligen Werten der halben Bestimmungsgrenze ein. Die Umweltqualitätsnormen
gelten als eingehalten, wenn die Jahresmittelwerte die jeweiligen Umweltqualitätsnormen nicht über-
schreiten. Die Umweltqualitätsnorm ist auch dann eingehalten, wenn die Bestimmungsgrenze größer ist als
das Qualitätsziel und der Jahresmittelwert kleiner als die Bestimmungsgrenze. Bei der Überwachung von
in signifikanten Mengen eingetragenen Stoffen ist eine mindestens dreimonatliche Beprobung vorzusehen.
Es besteht keine Messverpflichtung für Stoffe, die in den jeweiligen Bewirtschaftungsgebieten nicht in sig-
nifikanten Mengen eingetragen werden.

Tabelle: Chemische Qualitätskomponenten für Umweltqualitätsnormen zur Einstufung des ökologischen
Zustands (spezifische synthetische Schadstoffe und spezifische nicht synthetische Schadstoffe)

EG-Nr. QN WRRL Einheit

2 2-Amino-4-Chlorphenol 10 µg/l

4 Arsen 40 mg/kg

5 Azinphos-ethyl 0,01 µg/l

6 Azinphos-methyl 0,01 µg/l

8 Benzidin 0,1 µg/l

9 Benzylchlorid (a-Chlortoluol) 10 µg/l

10 Benzylidenchlorid (a,a-Dichlortoluol) 10 µg/l

11 Biphenyl 1 µg/l

14 Chloralhydrat 10 µg/l

15 Chlordan (cis und trans) 0,003 µg/l

16 Chloressigsäure 10 µg/l

17 2-Chloranilin 3 µg/l

18 3-Chloranilin 1 µg/l

19 4-Chloranilin 0,05 µg/l

20 Chlorbenzol 1 µg/l

21 1-Chlor-2,4-dinitrobenzol 5 µg/l

22 2-Chlorethanol 10 µg/l

24 4-Chlor-3-Methylphenol 10 µg/l

25 1-Chlornaphthalin 1 µg/l

26 Chlornaphthaline (techn. Mischung) 0,01 µg/l

27 4-Chlor-2-nitroanilin 3 µg/l

28 1-Chlor-2-nitrobenzol 10 µg/l

29 1-Chlor-3-nitrobenzol 1 µg/l

30 1-Chlor-4-nitrobenzol 10 µg/l

31 4-Chlor-2-nitrotoluol 10 µg/l

(32) 2-Chlor-4-nitrotoluol 1 µg/l

(32) 2-Chlor-6-nitrotoluol 1 µg/l

(32) 3-Chlor-4-nitrotoluol 1 µg/l



EG-Nr. QN WRRL Einheit

(32) 4-Chlor-3-nitrotoluol 1 µg/l

(32) 5-Chlor-2-nitrotoluol 1 µg/l

33 2-Chlorphenol 10 µg/l

34 3-Chlorphenol 10 µg/l

35 4-Chlorphenol 10 µg/l

36 Chloropren 10 µg/l

37 3-Chlorpropen (Allylchlorid) 10 µg/l

38 2-Chlortoluol 1 µg/l

39 3-Chlortoluol 10 µg/l

40 4-Chlortoluol 1 µg/l

41 2-Chlor-p-toluidin 10 µg/l

(42) 3-Chlor-o-Toluidin 10 µg/l

(42) 3-Chlor-p-Toluidin 10 µg/l

(42) 5-Chlor-o-Toluidin 10 µg/l

43 Coumaphos 0,07 µg/l

44 Cyanurchlorid (2,4,6-Trichlor-1,3,5-triazin) 0,1 µg/l

45 2,4-D 0,1 µg/l

(47) Demeton (Summe von Demeton-o und -s) 0,1 µg/l

(47) Demeton-o 0,1 µg/l

(47) Demeton-s 0,1 µg/l

(47) Demeton-s-methyl 0,1 µg/l

(47) Demeton-s-methyl-sulphon 0,1 µg/l

48 1,2-Dibromethan 2 µg/l

49-51 Dibutylzinn-Kation 1008 µg/kg

(52) 2,4/2,5-Dichloranilin 2 µg/l

(52) 2,3-Dichloranilin 1 µg/l

(52) 2,4-Dichloranilin 1 µg/l

(52) 2,5-Dichloranilin 1 µg/l

(52) 2,6-Dichloranilin 1 µg/l

(52) 3,4-Dichloranilin 0,5 µg/l

(52) 3,5-Dichloranilin 1 µg/l

53 1,2-Dichlorbenzol 10 µg/l

54 1,3-Dichlorbenzol 10 µg/l

55 1,4-Dichlorbenzol 10 µg/l

56 Dichlorbenzidine 10 µg/l

8 ersatzweise für die Wasserphase 0,01µg/l
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EG-Nr. QN WRRL Einheit

57 Dichlordiisopropylether 10 µg/l

58 1,1-Dichlorethan 10 µg/l

60 1,1-Dichlorethen (Vinylidenchlorid) 10 µg/l

61 1,2-Dichlorethen 10 µg/l

(63) 1,2-Dichlor-3-nitrobenzol 10 µg/l

(63) 1,2-Dichlor-4-nitrobenzol 10 µg/l

(63) 1,3-Dichlor-4-nitrobenzol 10 µg/l

(63) 1,4-Dichlor-2-nitrobenzol 10 µg/l

64 2,4-Dichlorphenol 10 µg/l

65 1,2-Dichlorpropan 10 µg/l

66 1,3-Dichlorpropan-2-ol 10 µg/l

67 1,3-Dichlorpropen 10 µg/l

68 2,3-Dichlorpropen 10 µg/l

69 Dichlorprop 0,1 µg/l

70 Dichlorvos 0,0006 µg/l

72 Diethylamin 10 µg/l

73 Dimethoat 0,1 µg/l

74 Dimethylamin 10 µg/l

75 Disulfoton 0,004 µg/l

78 Epichlorhydrin 10 µg/l

79 Ethylbenzol 10 µg/l

80 Fenitrothion 0,009 µg/l

81 Fenthion 0,004 µg/l

(82) Heptachlor 0,1 µg/l

(82) Heptachlorepoxid 0,1 µg/l

86 Hexachlorethan 10 µg/l

87 Isopropylbenzol (Cumal) 10 µg/l

88 Linuron 0,1 µg/l

89 Malathion 0,02 µg/l

90 MCPA 0,1 µg/l

91 Mecoprop 0,1 µg/l

93 Methamidophos 0,1 µg/l

94 Mevinphos 0,0002 µg/l

95 Monolinuron 0,1 µg/l

97 Omethoat 0,1 µg/l

98 Oxydemeton-methyl 0,1 µg/l

(100) Parathion-Ethyl 0,005 µg/l

(100) Parathion-Methyl 0,02 µg/l



EG-Nr. QN WRRL Einheit

(101) PCB-28 209 µg/kg

(101) PCB-52 209 µg/kg

(101) PCB-101 209 µg/kg

(101) PCB-118 209 µg/kg

(101) PCB-138 209 µg/kg

(101) PCB-153 209 µg/kg

(101) PCB-180 209 µg/kg

103 Phoxim 0,008 µg/l

104 Propanil 0,1 µg/l

105 Pyrazon (Chloridazon) 0,1 µg/l

107 2,4,5-T 0,1 µg/l

108 Tetrabutylzinn 4010 µg/kg

109 1,2,4,5-Tetrachlorbenzol 1 µg/l

110 1,1,2,2-Tetrachlorethan 10 µg/l

112 Toluol 10 µg/l

113 Triazophos 0,03 µg/l

114 Tributylphosphat (Phosphorsäuretributylester) 10 µg/l

116 Trichlorfon 0,002 µg/l

119 1,1,1-Trichlorethan 10 µg/l

120 1,1,2-Trichlorethan 10 µg/l

(122) 2,4,5-Trichlorphenol 1 µg/l

(122) 2,4,6-Trichlorphenol 1 µg/l

(122) 2,3,4-Trichlorphenol 1 µg/l

(122) 2,3,5-Trichlorphenol 1 µg/l

(122) 2,3,6-Trichlorphenol 1 µg/l

(122) 3,4,5-Trichlorphenol 1 µg/l

123 1,1,2-Trichlortrifluorethan 10 µg/l

125-127 Triphenylzinn-Kation 209 µg/kg

128 Vinylchlorid (Chlorethylen) 2 µg/l

(129) 1,2-Dimethylbenzol 10 µg/l

(129) 1,3-Dimethylbenzol 10 µg/l

(129) 1,4-Dimethylbenzol 10 µg/l

132 Bentazon 0,1 µg/l

L.II Ametryn 0,5 µg/l

L.II Bromacil 0,6 µg/l

9 ersatzweise für die Wasserphase 0,5 ng/l
10 ersatzweise für die Wasserphase 0,001 µg/l
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EG-Nr. QN WRRL Einheit

L.II Chlortoluron 0,4 µg/l

L.II Chrom 640 mg/kg

L.II Cyanid 0,01 mg/l

L.II Etrimphos 0,004 µg/l

L.II Hexazinon 0,07 µg/l

L.II Kupfer 160 mg/kg

L.II Metazachlor 0,4 µg/l

L.II Methabenzthiazuron 2,0 µg/l

L.II Metolachlor 0,2 µg/l

L.II Nitrobenzol 0,1 µg/l

L.II Prometryn 0,5 µg/l

L.II Terbuthylazin 0,5 µg/l

L.II Zink 800 mg/kg



Anhang 5
(zu § 7)

Oberirdische Gewässer:

Umweltqualitätsnormen für die Einstufung des chemischen Zustands

Folgende Umweltqualitätsnormen sind einzuhalten: 

Tabelle: Umweltqualitätsnormen für die Einstufung des chemischen Zustands 

EG-Nr. QN WRRL Einheit

1 Aldrin11 0,01 µg/l

3 Anthracen 0,01 µg/l

7 Benzol 10 µg/l

12 Cadmium 1 µg/l

13 Tetrachlorkohlenstoff 12 µg/l

23 Chloroform (Trichlormethan) 12 µg/l

46 4,4-DDT 10 ng/l

59 1,2-Dichlorethan 10 µg/l

62 Dichlormethan 10 µg/l

71 Dieldrin11 0,01 µg/l

77 Endrin11 0,01 µg/l

83 Hexachlorbenzol 0,03 µg/l

84 Hexachlorbutadien 0,1 µg/l

85 Hexachlorcyclohexan12 0,05 µg/l

92 Quecksilber 1 µg/l

96 Naphthalin 1 µg/l

(99) Benzo(a)pyren 0,01 µg/l

(99) Benzo(b)fluroanthen 0,025 µg/l

(99) Benzo(ghi)perylen 0,025 µg/l

(99) Benzo(k)fluoranthen 0,025 µg/l

(99) Fluoranthen 0,025 µg/l

(99) Ideno(1.2.3-cd)pyren 0,025 µg/l

102 Pentachlorphenol 2 µg/l

111 Tetrachlorethen 10 µg/l

(117) 1,2,3-Trichlorbenzol
(117) 1,3,5-Trichlorbenzol 0,413 µg/l
(117), 1,2,4-Trichlorbenzol
118

121 Trichlorethen 10 µg/l

130 Isodrin11 0,01 µg/l

Nitrat 50 mg/l

Die Einhaltung der Umweltqualitätsnormen wird nach den Vorgaben in Anhang 4 Nr. 2 überprüft.

11 jeweils Summe Aldrin, Dieldrin, Endrin, Isodrin
12 HCH gesamt (alle Isomere)
13 Summe der drei Trichlorbenzole
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Anhang 6
(zu § 8)

Oberirdische Gewässer:

Überwachung des ökologischen und chemischen Zustands, Überwachungsnetz

1. Es sind die Parameter zu überwachen, die für jede relevante Qualitätskomponente kennzeichnend sind. Bei
der Auswahl der Parameter für die biologischen Qualitätskomponenten sind die geeigneten Anforderun-
gen zu ermitteln, die für eine angemessene Zuverlässigkeit und Genauigkeit der Bewertung der Qualitäts-
komponenten erforderlich sind. Für die Erstellung des Bewirtschaftungsplans sind Angaben über die Ein-
schätzung des mit den Überwachungsprogrammen angestrebten Grades der Zuverlässigkeit und Genauig-
keit zu machen.

1.1 Überblicksweise Überwachung: 

1.1.1 Mit den Programmen zur überblicksweisen Überwachung  werden folgende Ziele verfolgt: 

– Ergänzung und Validierung des in Anhang 2 Nr. 2 beschriebenen Verfahrens zur Beurteilung der Aus-
wirkungen von signifikanten anthropogenen Belastungen der Oberflächenwasserkörper, 

– wirksame und effiziente Gestaltung künftiger Überwachungsprogramme,

– Bewertung der langfristigen Veränderungen der natürlichen Gegebenheiten und

– Bewertung der langfristigen Veränderungen aufgrund ausgedehnter menschlicher Tätigkeiten.

Die Ergebnisse der überblicksweisen Überwachung sind in Verbindung mit dem in Anhang 2 beschriebe-
nen Verfahren zur Zusammenstellung der Gewässerbelastungen und zur Beurteilung ihrer Auswirkungen
zu überprüfen und zu verwenden, um die Programme des laufenden Bewirtschaftungsplans und der Nach-
folgepläne zu überwachen.

1.1.2  Die überblicksweise Überwachung ist an einer ausreichenden Zahl von Oberflächenwasserkörpern durch-
zuführen, um eine Bewertung des Gesamtzustands der oberirdischen Gewässer in jedem Einzugsgebiet
oder Teileinzugsgebiet zu gewährleisten. Bei der Auswahl der Wasserkörper ist dafür zu sorgen, dass eine
Überwachung, soweit erforderlich, an Stellen durchgeführt wird, an denen 

– der Abfluss bezogen auf die gesamte Flussgebietseinheit bedeutend ist, einschließlich Stellen an großen
Flüssen, an denen das Einzugsgebiet größer als 2500 km2 ist, 

– Messstellen des EG-Informationsaustausches von Oberflächensüßwasserdaten (Entscheidung 77/795/EWG)
ausgewiesen werden, 

– sich bedeutende Oberflächenwasserkörper über die Grenzen der Bundesrepublik Deutschland hinaus
erstrecken und

– größere Seen oder Sammelbecken eine Oberfläche von mehr als 10 km2 haben. 

1.1.3 Während der Geltungsdauer des Bewirtschaftungsplans sind an jeder Überwachungsstelle folgende Para-
meter zu überwachen:

– Werte, die für alle biologischen Qualitätskomponenten nach Anhang 3 Nr. 1 kennzeichnend sind 

– Werte, die für alle hydromorphologischen Qualitätskomponenten nach Anhang 3 Nr. 2 kennzeichnend
sind,

– Werte, die für alle allgemeinen physikalisch-chemischen Qualitätskomponenten nach Anhang 3 Nr. 3
kennzeichnend sind,

– die prioritären Stoffe, die in das Einzugsgebiet oder in das Teileinzugsgebiet eingeleitet werden, 

– alle weiteren Schadstoffe, die in signifikanten Mengen in das Einzugsgebiet oder in das Teileinzugsge-
biet eingeleitet werden (Anhang 4 Nr. 2). Für diese Stoffe gilt als Kriterium eine mögliche Überschrei-
tung der Umweltqualitätsnormen. 

Diese Anforderungen gelten nicht, wenn die vorangegangene überblicksweise Überwachung ergeben hat,
dass der betreffende Wasserkörper einen guten Zustand erreicht hat und bei der Überprüfung der Auswir-
kungen menschlicher Tätigkeiten nach § 5 keine Änderungen der Auswirkungen auf den Wasserkörper
nachgewiesen worden sind. In diesem Falle ist im Rahmen jedes dritten Bewirtschaftungsplans für das Ein-
zugsgebiet eine überblicksweise Überwachung durchzuführen.



1.2 Operative Überwachung

1.2.1 Das Programm zur operativen Überwachung ist mit dem Ziel durchzuführen, 

– den Zustand der gefährdeten Oberflächenwasserkörper zu bestimmen und

– alle auf die Maßnahmenprogramme zurückgehenden Veränderungen am Zustand dieser Ober-
flächenwasserkörper zu bewerten. 

1.2.2 Die operative Überwachung ist an allen gefährdeten Oberflächenwasserkörpern sowie an allen Ober-
flächenwasserkörpern, in die prioritäre Stoffe eingeleitet werden, durchzuführen. Die Überwachungsstel-
len für prioritäre Stoffe werden nach den Rechtsvorschriften ausgewählt, in denen die einschlägigen Um-
weltqualitätsnormen festgelegt sind. Enthalten diese Rechtsvorschriften insoweit keine Vorgaben, sowie in
allen anderen Fällen der operativen Überwachung sind die Überwachungsstellen nach folgenden Maßga-
ben auszuwählen:

– Bei Wasserkörpern, die durch eine signifikante Belastung aus Punktquellen gefährdet sind, wird eine
ausreichende Zahl von Überwachungsstellen gewählt, um das Ausmaß und die Auswirkungen der Bela-
stung aus Punktquellen bewerten zu können. Unterliegen die Wasserkörper mehreren Belastungen aus
Punktquellen, so können die Überwachungsstellen so gewählt werden, dass das Ausmaß und die Aus-
wirkungen der Belastung aus Punktquellen insgesamt bewertet werden können.

– Bei Wasserkörpern, die durch eine signifikante Belastung aus diffusen Quellen gefährdet sind, werden
für ausgewählte Wasserkörper Überwachungsstellen gewählt, um das Ausmaß und die Auswirkungen
der Belastung aus diffusen Quellen bewerten zu können. Diese Wasserkörper sind so auszuwählen, dass
sie für die relative Gefahr von Belastungen aus diffusen Quellen und für die relative Gefahr des Nicht-
erreichens eines guten Zustands des oberirdischen Gewässers repräsentativ sind. 

– Bei Wasserkörpern, die durch eine signifikante hydromorphologische Belastung gefährdet sind, werden
für ausgewählte Wasserkörper Überwachungsstellen gewählt, um das Ausmaß und die Auswirkungen
der hydromorphologischen Belastung bewerten zu können. Die Auswahl dieser Wasserkörper muss für
die Gesamtauswirkungen der hydromorphologischen Belastung auf alle betreffenden Wasserkörper
kennzeichnend sein.

1.2.3 Um das Ausmaß der Belastungen der Oberflächenwasserkörper zu bewerten, sind die Qualitätskompo-
nenten zu überwachen, die für die Belastung des Oberflächenwasserkörpers kennzeichnend sind. Zur Be-
urteilung der Auswirkungen dieser Belastungen sind  zu überwachen:

– die Parameter, die Indikatoren für die biologischen Qualitätskomponenten sind, die auf Belastungen der
Wasserkörper am empfindlichsten reagieren, 

– die eingeleiteten prioritären Stoffe und alle anderen Schadstoffe, die in signifikanten Mengen eingelei-
tet werden,

– die Parameter, die Indikatoren für die hydromorphologischen Qualitätskomponenten sind, die auf die
ermittelten Belastungen der Wasserkörper am empfindlichsten reagieren.

1.3 Überwachung zu Ermittlungszwecken 

Die Überwachung zu Ermittlungszwecken ist durchzuführen, 

– wenn die Gründe für Überschreitungen von Umweltqualitätsnormen unbekannt sind,

– wenn aus der Überblicksüberwachung hervorgeht, dass die Ziele für den Oberflächenwasserkörper vor-
aussichtlich nicht erfüllt werden können und noch keine operative Überwachung festgelegt worden ist.
Ziel ist, die Gründe für die Nichterreichung der Ziele festzustellen oder

– um das Ausmaß und die Auswirkungen unbeabsichtigter Verschmutzungen festzustellen.

Für die Erstellung eines Maßnahmenprogramms und für die spezifischen Maßnahmen, die zur Beseitigung
unbeabsichtigter Verschmutzungen erforderlich sind, sollen Informationen beschafft werden.

1.4. Überwachungsfrequenzen 

Für den Zeitraum der überblicksweisen Überwachung sind in der Regel die in nachstehender Tabelle auf-
geführten Frequenzen zur Überwachung der Parameter, die Indikatoren für die physikalisch-chemischen
Qualitätskomponenten der Wasserkörper sind, einzuhalten, es sei denn, dass nach dem aktuellen Wissens-
stand und nach fachbehördlicher Beurteilung größere Überwachungsintervalle gerechtfertigt sind. Die
Überwachung in Bezug auf biologische oder hydromorphologische Merkmale ist während des Zeitraums
der überblicksweisen Überwachung in der Regel mindestens einmal durchzuführen.
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Im Rahmen der operativen Überwachung ist die für jeden Parameter erforderliche Überwachungsfrequenz
so festzulegen, dass für eine zuverlässige Bewertung des Zustands der relevanten Merkmale der Ober-
flächenwasserkörper ausreichende Daten beschafft werden. In der Regel sollen bei der Überwachung die
in nachstehender Tabelle aufgeführten Intervalle nicht überschritten werden, es sei denn, dass nach dem
aktuellen Wissenstand und fachbehördlicher Beurteilung größere Überwachungsintervalle gerechtfertigt
sind. Die Frequenzen sollen so gewählt werden, dass ein annehmbarer Grad der Zuverlässigkeit und Ge-
nauigkeit der Bewertung erreicht wird. Im Bewirtschaftungsplan ist die Einschätzung des von dem Über-
wachungssystem erreichten Grades der Zuverlässigkeit und der Genauigkeit zu dokumentieren.

Mit den gewählten Überwachungsfrequenzen muss der Schwankungsbreite bei den Parametern, die auf
natürliche und auf anthropogene Ursachen zurückgehen, Rechnung getragen werden. Die Zeitpunkte, zu
denen die Überwachung durchgeführt wird, sind so zu wählen, dass die Auswirkungen jahreszeitlich be-
dingter Schwankungen auf die Ergebnisse so gering wie möglich sind und sichergestellt wird, dass Verän-
derungen des Wasserkörpers als Auswirkungen anthropogener Belastungen ausgewiesen werden. Erfor-
derlichenfalls sind in verschiedenen Jahreszeiten desselben Jahres zusätzliche Überwachungen durchzu-
führen.            

Qualitätskomponente Flüsse Seen

Biologisch

Phytoplankton 6 Monate 6 Monate

Andere aquatische Flora 3 Jahre 3 Jahre

Makroinvertebraten 3 Jahre 3 Jahre

Fische 3 Jahre 3 Jahre

Hydromorphologisch

Kontinuität 6 Jahre

Hydrologie kontinuierlich 1 Monat

Morphologie 6 Jahre 6 Jahre

Physikalisch-chemisch

Wärmebedingungen 3 Monate 3 Monate

Sauerstoffgehalt 3 Monate 3 Monate

Salzgehalt 3 Monate 3 Monate

Nährstoffzustand 3 Monate 3 Monate

Versauerungszustand 3 Monate 3 Monate

sonstige Schadstoffe 3 Monate 3 Monate

Prioritäre Stoffe 1 Monat 1 Monat

Bei der überblicksweisen Überwachung gelten diese Anforderungen nur in einem Jahr des sechs Jahre lau-
fenden Bewirtschaftungsplans. Bei guter Gewässerqualität und bei (weiterhin) nicht gegebener Gefähr-
dung durch anthropogene Belastungen nach Anhang 2 muss die Überblicksüberwachung nur noch in je-
dem 3. Bewirtschaftungsplan durchgeführt werden.

Das Programm für die operative Überwachung kann während der Geltungsdauer des Bewirtschaftungs-
plans geändert werden, um insbesondere eine geringere Überwachungsfrequenz festzulegen, falls festge-
stellt wird, dass es sich um eine nicht signifikante Auswirkung handelt oder die relevante Belastung aufge-
hört hat. 

1.5 Zusätzliche Überwachungsanforderungen für Trinkwasserentnahmestellen und Schutzgebiete

1.5.1 Trinkwasserentnahmestellen

Entnahmestellen in Oberflächenwasserkörpern, die für die Entnahme von Trinkwasser mit einer durch-
schnittlichen täglichen Entnahme von mehr als 100 m3 genutzt werden, sind als Überwachungsstellen aus-
zuweisen und insoweit zusätzlich zu überwachen, als dies für die Erfüllung der Anforderungen an diese
Entnahmestellen möglicherweise erforderlich ist. Diese Oberflächenwasserkörper sind in Bezug auf alle
eingeleiteten prioritären Stoffe sowie auf alle anderen in signifikanten Mengen eingeleiteten Stoffe, die sich



auf den Zustand des Oberflächenwasserkörpers auswirken könnten und gemäß der Verordnung über die
Qualität von Wasser für den menschlichen Gebrauch (Trinkwasserverordnung–TrinkwV 2001) (BGBl I S. 959)
überwacht werden, zu überwachen. Die Überwachung erfolgt in der nachfolgend angegebenen Frequenz.

Versorgte Bevölkerung Frequenz

< 10 000 viermal jährlich

10 000 bis 30 000 achtmal jährlich

> 30 000 zwölfmal jährlich

1.5.2 Überwachungsanforderungen für Habitat- und Artenschutzgebiete nach § 10 Abs. 1 Nr. 5, 6 und 8 BNatSchG

Oberflächenwasserkörper, die Habitat- und Artenschutzgebiete nach § 10 Abs. 1 Nr. 5, 6 und 8 BNatSchG
sind, sind in das operative Überwachungsprogramm einzubeziehen, sofern auf Grund der Abschätzung der
Auswirkungen anthropogener Belastungen und der überblicksweisen Überwachung festgestellt wird, dass
diese Gebiete die festgelegten wasserwirtschaftlichen Bewirtschaftungsziele möglicherweise nicht erfül-
len. 

Die Überwachung wird durchgeführt, um das Ausmaß und die Auswirkungen aller relevanten signifikan-
ten Belastungen und erforderlichenfalls die Veränderungen des Zustands infolge der Maßnahmenpro-
gramme zu beurteilen. Die Überwachung ist solange fortzuführen, bis die Gebiete die wasserbezogenen An-
forderungen der Rechtsvorschriften erfüllen, nach denen sie ausgewiesen worden sind, und die für sie gel-
tenden Bewirtschaftungsziele erreichen.

Die Anforderungen an die operative Überwachung ergeben sich aus Nr. 1.2.

2. Normen für die Überwachung der Qualitätskomponenten

Die zur Überwachung der Typparameter verwendeten Methoden müssen den einschlägigen CEN/ISO-Nor-
men oder anderen internationalen oder nationalen Normen entsprechen, die gewährleisten, dass Daten von
gleichwertiger wissenschaftlicher Qualität und Vergleichbarkeit ermittelt werden.
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Anhang 7
(zu § 9)

Oberirdische Gewässer:

Einstufung des ökologischen und chemischen Zustands,
Darstellung der Überwachungsergebnisse

1. Einstufung und Darstellung des ökologischen Zustands und des ökologischen Potentials

1.1 Maßgebend für die Einstufung des ökologischen Zustands ist die jeweils schlechteste Bewertung der biolo-
gischen Qualitätskomponenten. Werden eine oder mehrere chemische Umweltqualitätsnormen gemäß An-
hang 4 Nr. 2 nicht eingehalten, ist der ökologische Zustand höchstens mäßig. Für jede Flussgebietseinheit
ist eine Karte zu erstellen, auf der die Einstufung des ökologischen Zustands für jeden Oberflächenwas-
serkörper gemäß der Farbkennung in der zweiten Spalte der nachstehenden Tabelle dargestellt wird, um
die Einstufung des ökologischen Zustands des Oberflächenwasserkörpers wiederzugeben:

Einstufung des ökologischen Zustands Farbkennung

sehr gut blau

gut grün

mäßig gelb

unbefriedigend orange

schlecht rot

1.2 Maßgebend für die Einstufung des ökologischen Potentials ist die jeweils schlechteste Bewertung der bio-
logischen Qualitätskomponenten. Werden eine oder mehrere chemische Umweltqualitätsnormen gemäß
Anhang 4 Nr. 2 nicht eingehalten, ist der ökologische Zustand höchstens mäßig. Für jede Flussgebietsein-
heit ist eine Karte zu erstellen, auf der die Einstufung des ökologischen Potentials für jeden Ober-
flächenwasserkörper mit einer Farbkennung dargestellt wird, und zwar für künstliche Oberflächenwas-
serkörper gemäß der zweiten Spalte und für erheblich veränderte Oberflächenwasserkörper gemäß der
dritten Spalte der nachstehenden Tabelle:

Einstufung des 
ökologischen Potentials Farbkennung

Künstliche Erheblich veränderte
Oberflächenwasserkörper Oberflächenwasserkörper

Gut und besser gleich große grüne und gleich große grüne und
hellgraue Streifen dunkelgraue Streifen

mäßig gleich große gelbe und gleich große gelbe und
hellgraue Streifen dunkelgraue Streifen

unbefriedigend gleich große orangefarbene und gleich große orangefarbene und
hellgraue Streifen dunkelgraue Streifen

schlecht gleich große rote und gleich große rote und 
hellgraue Streifen dunkelgraue Streifen

1.3 Durch schwarze Punkte auf der Karte sind die Oberflächenwasserkörper kenntlich zu machen, bei denen
das Nichterreichen eines guten Zustands oder eines guten ökologischen Potentials darauf zurückzuführen
ist, dass eine oder mehrere der für die betreffenden Oberflächenwasserkörper festgelegten Umweltqua-
litätsnormen für spezifische synthetische und nichtsynthetische Schadstoffe gemäß Anhang 4 Nr. 2 (ent-
sprechend der festgelegten Regelung der Einhaltung) nicht eingehalten worden sind.



2. Einstufung und Darstellung des chemischen Zustands

Wenn ein Oberflächenwasserkörper alle einschlägigen Umweltqualitätsnormen nach Anhang 5 erfüllt, ist
sein chemischer Zustand als „gut“, anderenfalls als „nicht gut“ einzustufen. Zur Einstufung des chemi-
schen Zustands der Oberflächenwasserkörper sind für die Flussgebietseinheiten Karten mit folgenden
Farbkennungen zu erstellen: 

Einstufung des chemischen Zustands Farbkennung

gut blau

nicht gut rot
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Anhang 8
(zu § 10)

Grundwasser:

Beschreibung und Prüfung der Einwirkungen auf das Grundwasser

1. Erstmalige Beschreibung

1.1 Für die erstmalige Beschreibung der Grundwasserkörper können vorhandene Daten, z.B. hydrologische,
geologische, pedologische, Landnutzungs-, Einleitungs- und Entnahmedaten, verwendet werden. 

1.2 Aus der Beschreibung muss zumindest Folgendes hervorgehen:

– Lage und Grenzen der Grundwasserkörper oder der Gruppen von Grundwasserkörpern,

– Belastungen, denen der/die Grundwasserkörper ausgesetzt sein kann/können, einschließlich

– diffuser Schadstoffquellen,

– punktueller Schadstoffquellen,

– Grundwasserentnahmen,

– künstliche Grundwasseranreicherungen,

– allgemeine Charakteristik der Deckschichten über dem Grundwasser im Einzugsgebiet, aus dem die
Grundwasserneubildung erfolgt,

– Grundwasserkörper, von denen Ökosysteme oberirdischer Gewässer oder Landökosysteme direkt ab-
hängig sind.

2.    Weitergehende Beschreibung

2.1 Die weitergehende Beschreibung der Grundwasserkörper muss die einschlägigen Informationen über die
Auswirkungen relevanter menschlicher Tätigkeiten auf das Grundwasser und folgende Informationen ent-
halten, soweit diese für die Beurteilung des Grundwasserkörpers relevant sind:

– geologische Eigenschaften des Grundwasserkörpers, einschließlich der Ausdehnung und des Typs der
geologischen Einheiten,

– hydrogeologische Eigenschaften des Grundwasserkörpers, einschließlich der Porosität, der Durchläs-
sigkeit und des Spannungszustandes,

– Eigenschaften der Deckschichten und Böden des Einzugsgebiets, aus dem die Grundwasserneubildung
erfolgt, einschließlich ihrer Mächtigkeit, Porosität, Durchlässigkeit und Adsorptionseigenschaften,

– Schichtungen im Grundwasser des Grundwasserkörpers,

– Bestandsaufnahme der Ökosysteme oberirdischer Gewässer und Landökosysteme, die mit dem Grund-
wasserkörper in hydraulischer Verbindung stehen,

– Abschätzung der Grundwasserfließrichtung und der Wasseraustauschraten zwischen dem Grundwas-
serkörper und den in hydraulischer Verbindung stehenden oberirdischen Gewässern,

– ausreichende Daten für die Berechnung der langfristigen mittleren jährlichen Grundwasserneubildung,

– Beschreibung der chemischen Zusammensetzung des Grundwassers, einschließlich der Beiträge aus
menschlichen Tätigkeiten. Bei der Festlegung der natürlichen Hintergrundwerte für diese Grundwas-
serkörper können Typologien für die Beschreibung von Grundwasser verwendet werden.

3. Prüfung der Auswirkungen menschlicher Tätigkeiten auf das Grundwasser

Nach § 10 Abs. 3 sind für alle grenzüberschreitenden oder gefährdeten Grundwasserkörper folgende In-
formationen zu erfassen und aufzubewahren, sofern sie für die Beurteilung der Grundwasserkörper rele-
vant sind:



3.1 Lage der Entnahmestellen, aus denen im Tagesdurchschnitt 10 m3 und mehr Wasser entnommen wird;

– mittlere jährliche Entnahmemenge an diesen Stellen;

– chemische Zusammensetzung des dort entnommenen Wassers;

3.2 Lage der Trinkwasserentnahmestellen, aus denen im Tagesdurchschnitt 10 m3 Wasser und mehr zur Trink-
wasserversorgung entnommen werden oder 50  Personen und mehr versorgt werden;

– mittlere jährliche Entnahmemenge an diesen Stellen;

– chemische Zusammensetzung des dort entnommenen Wassers;

3.3 Lage der unmittelbaren Einleitungen von Wasser in das Grundwasser;

– Einleitungsmengen an diesen Stellen;

– chemische Zusammensetzung des eingeleiteten Wassers;

3.4 Landnutzung der Gebiete, in denen die Grundwasserneubildung stattfindet, einschließlich Einleitung von
Schadstoffen und anthropogener Veränderungen im Hinblick auf die Grundwasserneubildung, wie z.B.
Ableitung von Regenwasser und Abflüsse von versiegelten Flächen, künstliche Anreicherung, Einstau und
Entwässerung.
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Anhang 9
(zu § 11 Abs. 1)

Grundwasser:

Einstufung des mengenmäßigen Zustands

1. Einstufungskriterium

Kriterium für die Einstufung ist der Grundwasserstand.

2.   Guter mengenmäßiger Zustand

Der mengenmäßige Zustand eines Grundwasserkörpers ist als gut einzustufen, wenn folgende Anforde-
rungen erfüllt werden:

2.1 Die Entwicklung der Grundwasserstände zeigt, dass die langfristige mittlere jährliche Grundwasserent-
nahme das verfügbare Grundwasserdargebot nicht übersteigt.

2.2 Anthropogen bedingte Änderungen des Grundwasserstandes dürfen zukünftig nicht dazu führen, dass

– die Bewirtschaftungsziele nach §§ 25a und 25b WHG für die oberirdischen Gewässer, die mit dem
Grundwasserkörper in hydraulischer Verbindung stehen, nicht eingehalten werden,

– eine signifikante Verschlechterung der Qualität dieser oberirdischen Gewässer auftritt,

– eine signifikante Schädigung von Landökosystemen, die direkt von dem Grundwasserkörper abhängig
sind, auftritt und

– dass als Folge von anthropogen bedingten, räumlich und zeitlich begrenzten Änderungen der Grund-
wasserfließrichtung Salzwasser oder sonstige Schadstoffe zuströmen können.

Wenn eine der unter Nrn. 2.1 und 2.2 aufgeführten Anforderungen nicht erfüllt ist, ist der mengenmäßige
Zustand des Grundwasserkörpers als schlecht einzustufen. 



Anhang 10
(zu § 12 Abs. 1)

Grundwasser:

Einstufung des chemischen Zustands

1. Einstufungskriterien

Kriterien für die Einstufung sind die Leitfähigkeit und die Konzentrationen von Schadstoffen.

2. Guter chemischer Zustand

Ein Grundwasserkörper ist als gut einzustufen, wenn die im Grundwasser festgestellten Schadstoffkon-
zentrationen

2.1 keine Anzeichen für anthropogen bedingte Intrusionen von Salzen oder anderen Schadstoffen erkennen
lassen, wobei Änderungen der Leitfähigkeit allein keinen ausreichenden Hinweis auf derartige Intrusio-
nen geben,

2.2 die Werte von 50 mg/l für Nitrat und von 0,1 µg/l für Pflanzenschutzmittel und Biozide nicht überschrei-
ten,

2.3 das Erreichen der Bewirtschaftungsziele in mit dem Grundwasser in hydraulischer Verbindung stehenden
oberirdischen Gewässern nicht ausschließen,

2.4 keine signifikante Verschlechterung des ökologischen oder chemischen Zustands der oberirdischen Ge-
wässer nach Nr. 2.3 zur Folge haben und

2.5 unmittelbar von dem Grundwasserkörper abhängende Landökosysteme nicht signifikant schädigen können.

3. Einstufung

3.1 Hinsichtlich der Anforderungen nach Nr. 2 sind zur Einstufung eines Grundwasserkörpers die Ergebnisse
der Überwachung aller Messstellen dieses Grundwasserkörpers zu verwenden. 

3.2 Zur Einstufung des chemischen Zustands sind von jeder Messstelle die Durchschnittswerte der Messungen
der relevanten Schadstoffe sowie von Nitrat, Pflanzenschutzmitteln und Bioziden zu bilden. 

3.3 Wenn die Anforderungen nach Nr. 2 erfüllt sind, ist der chemische Zustand des Grundwasserkörpers als gut
einzustufen; wenn eine oder mehrere der Anforderungen nach Nr. 2 nicht erfüllt sind, ist er als schlecht ein-
zustufen. 
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Anhang 11
(zu § 11 Abs. 2)

Grundwasser:

Überwachung des mengenmäßigen Zustands

1. Messnetz

Das Messnetz zur Grundwasserüberwachung ist so einzurichten und zu betreiben, dass 

– der mengenmäßige Zustand der Grundwasserkörper oder von Gruppen von Grundwasserkörpern
einschließlich der verfügbaren Grundwasserressource,

– die von der Grundwasserbewirtschaftung hervorgerufenen Einwirkungen auf den Grundwasserstand
im Grundwasserkörper sowie deren Auswirkungen auf direkt vom Grundwasser abhängige Landöko-
systeme 

zuverlässig beurteilt werden können (repräsentatives Messnetz).

Parameter für die mengenmäßige Überwachung ist der Grundwasserstand.

2. Dichte und Überwachungsfrequenz des Messnetzes

2.1 Die Dichte der Messstellen des Messnetzes und die Häufigkeit der Messungen müssen die Abschätzung der
Grundwasserstände jedes Grundwasserkörpers oder jeder Gruppe von Grundwasserkörpern unter
Berücksichtigung kurz- und langfristiger Schwankungen der Grundwasserneubildung ermöglichen.

2.2 Bei gefährdeten Grundwasserkörpern sind eine ausreichende Messstellendichte und Häufigkeit der Mes-
sungen zu gewährleisten, um die Auswirkung von Entnahmen und Einleitungen auf den Grundwasser-
stand beurteilen zu können.

2.3 Bei Grundwasserkörpern, die über die Grenzen der Bundesrepublik hinausreichen, müssen die Messstel-
lendichte und die Häufigkeit der Messungen ausreichen, um die Fließrichtung und -rate des über die Grenze
abfließenden Grundwassers beurteilen zu können. 

3. Darstellung des Messnetzes

Das Grundwasserüberwachungsnetz ist für den Bewirtschaftungsplan für die Flussgebietseinheit in einem
geeigneten Maßstab in einer oder mehreren Karten darzustellen.



Anhang 12
(zu § 12 Abs. 2 und 3)

Grundwasser:

Überwachung des chemischen Zustands und der Schadstofftrends

1. Messnetze

1.1 Zur Überwachung des chemischen Zustands der Grundwasserkörper sind Messnetze zur überblicksweisen
Überwachung und gegebenenfalls zur operativen Überwachung einzurichten. 

1.2 Die Messnetze müssen so errichtet und betrieben werden, dass eine kohärente und umfassende (repräsen-
tative) Übersicht über den chemischen Zustand des Grundwassers in jedem Einzugsgebiet gegeben ist und
ein langfristiges, anthropogen bedingtes Ansteigen von Schadstoffkonzentrationen (Trend) bzw. dessen
Umkehr infolge von Maßnahmen erkannt werden kann.

1.3 Das Messnetz muss bei Grundwasserkörpern, aus denen mehr als 100 m3/Tag Grundwasser zur Trinkwas-
serversorgung entnommen werden, zur Feststellung geeignet sein, ob das gewonnene Wasser unter Berück-
sichtigung der jeweils angewendeten Aufbereitungsverfahren den Anforderungen der Trinkwasserverord-
nung entspricht.

1.4 Die Messnetze sind für den Bewirtschaftungsplan für die Flussgebietseinheit in einer oder mehreren Kar-
ten in einem geeigneten Maßstab darzustellen.

1.5 Schätzungen des Zuverlässigkeits- und Genauigkeitsgrades der im Rahmen der Überwachung ermittelten
Ergebnisse sind für die Erstellung des Bewirtschaftungsplans festzuhalten.

1.6 Die Ergebnisse der überblicksweisen Überwachung sind zur Ermittlung der Grundwasserkörper heranzu-
ziehen, für die eine operative Überwachung vorzunehmen ist.

2. Überblicksweise Überwachung

2.1 Die überblicksweise Überwachung dient

– der Ergänzung und Validierung der Verfahren zur Beurteilung anthropogener  Auswirkungen auf das
Grundwasser und 

– dem Erkennen von Trends.

2.2 Unbeschadet der Anforderungen nach Nr. 1.2 ist für jeden der folgenden Grundwasserkörper eine ausrei-
chende Zahl von Messstellen auszuwählen:

– gefährdete Grundwasserkörper,

– Grundwasserkörper, die sich über die Grenzen der Bundesrepublik Deutschland hinaus erstrecken.

2.3 Es müssen folgende Parameter bei allen ausgewählten Grundwasserkörpern gemessen werden

– Sauerstoff

– pH-Wert

– Leitfähigkeit

– Nitrat

– Ammonium

2.4 Die gefährdeten Grundwasserkörper sind zusätzlich auch auf die Parameter hin zu überwachen, die die
Einwirkungen der Belastungen anzeigen.

2.5 Grundwasserkörper, die sich über die Grenzen der Bundesrepublik Deutschland hinaus erstrecken, sind
zusätzlich auf die Parameter hin zu überwachen, die für den Schutz aller mit dem Grundwasserfluss ver-
knüpften Verwendungszwecke von Bedeutung sind.
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3. Operative Überwachung

3.1 Die operative Überwachung ist durchzuführen, um 

– den chemischen Zustand der gefährdeten Grundwasserkörper oder der Gruppen von gefährdeten
Grundwasserkörpern festzustellen und um

– erkannte Trends genauer zu untersuchen.

3.2 Die operative Überwachung ist bei allen gefährdeten Grundwasserkörpern oder allen Gruppen von ge-
fährdeten Grundwasserkörpern durchzuführen. Bei der Auswahl der Messstellen ist maßgebend, dass die
an diesen Stellen gewonnenen Daten für den Zustand des jeweiligen Grundwasserkörpers oder der jewei-
ligen Gruppe von Grundwasserkörpern repräsentativ sind.

3.3 Die zu untersuchenden Parameter sind im Einzelfall unter Berücksichtigung der Parameter, die zur Ge-
fährdung der Erreichung der Ziele führen, festzulegen. 

3.4 Die Überwachung ist in Intervallen durchzuführen, die ausreichen, um die Auswirkungen der jeweiligen
Belastungen festzustellen, mindestens jedoch einmal jährlich. 

4. Trendermittlung

Zur Ermittlung von Trends und der Umkehr dieser Trends sind die bei der überblicksweisen und der ope-
rativen Überwachung gewonnenen Daten zu verwenden. Das Ausgangsjahr oder der Ausgangszeitraum für
die Trendberechnung ist festzulegen. Die Trendberechnung ist für einen Grundwasserkörper oder eine
Gruppe von Grundwasserkörpern durchzuführen. Eine Trendumkehr ist statistisch nachzuweisen, wobei
der Grad der Genauigkeit anzugeben ist. 



Anhang 13
(zu § 13)

Grundwasser:

Darstellung des mengenmäßigen und chemischen Zustands

Für den Bewirtschaftungsplan ist der nach Anhang 9 und 10 ermittelte Zustand jedes Grundwasserkörpers oder
jeder Gruppe von Grundwasserkörpern in Karten darzustellen. Dabei sind der mengenmäßige und der chemische
Zustand in getrennten Karten darzustellen.

1. Mengenmäßiger Zustand

Für die Darstellung eines guten mengenmäßigen Zustands eines Grundwasserkörpers ist eine grüne Farb-
kennung und für die eines schlechten mengenmäßigen Zustands eine rote Farbkennung zu verwenden.

2. Chemischer Zustand

Für die Darstellung eines guten chemischen Zustands eines Grundwasserkörpers ist eine grüne Farbken-
nung und für einen schlechten chemischen Zustand eine rote Farbkennung zu verwenden.

3. Trenddarstellung

Grundwasserkörper, die einen signifikanten anhaltenden, anthropogen bedingten Trend der Zunahme der
Schadstoffkonzentrationen aufweisen, sind mit einem schwarzen Punkt zu kennzeichnen, eine Trendum-
kehr ist durch einen blauen Punkt zu kennzeichnen. Trend und Trendumkehr sind auf der Karte für den che-
mischen Zustand darzustellen.
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